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Anwesend sind 96 Mitglieder. Abwesend mit Entschuldigung: Simon Michel, Stefan Nünlist, Georg Nuss-

baumer, Simone Rusterholz 

 

DG 0089/2022 

Begrüssung und Mitteilung der Kantonsratspräsidentin 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Sehr geehrter Herr Landammann, werte Regierung, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer, herzlich willkommen zum zweiten Tag der Juni-

Session. Speziell begrüssen möchte ich die kaufmännischen Lernenden des ersten Lehrjahres, die heute 

in zwei Gruppen je eine Stunde der Session auf der Zuschauertribüne mitverfolgen werden. Ich beginne 

mit den Mitteilungen und einem Hinweis zur Tagesordnung. Wir haben ein reich befrachtetes Pro-

gramm. Unter Traktandum 32 ist das Geschäft «Projektergänzung beim A1-Ausbau im Gäu» vorgesehen. 

Dazu liegen diverse Anträge vor. Falls die Zeit knapp werden sollte, würden wir heute die Eintretensde-

batte führen und die Detailberatung auf nächste Woche verschieben. Da heute über den Mittag eine 

Veranstaltung des WWF und am Nachmittag Kommissionssitzungen stattfinden, können wir nicht über-

ziehen. Das Wahlgeschäft 0095/2022 werden wir nach der Pause behandeln, weil es Unsicherheiten bei 

den Wahlzetteln gegeben hat. Deshalb verschieben wir das Geschäft, so dass genügend Zeit bleibt, um 

das Ganze sauber vorzubereiten. Weiter kann ich Sie aus der gestrigen Ratsleitungssitzung informieren. 

Das Fraktionspräsidium der Grünen geht von Barbara Wyss Flück zu Anna Engeler über. Vize-

Fraktionsvorsitzender wird Christof Schauwecker sein. Im Namen der Ratsleitung möchte ich Barbara 

Wyss Flück ganz herzlich für die vergangenen Jahre und für die gute Zusammenarbeit danken. Sie bleibt 

uns im Rat erhalten, was uns sehr freut. Weiter war bereits seit längerem das Merkblatt zum Fotografie-

ren im Ratssaal pendent. Dieses haben wir gestern verabschiedet. Sie haben das Merkblatt bereits gese-

hen und Sie werden es bestimmt nochmals zugestellt erhalten. Fotografieren ist erlaubt, das soll aber 

nur in positiver Absicht geschehen. Man darf nicht jemanden fotografieren, der die Augen gerade ge-

schlossen hat und sagen, dass dieser am Schlafen sei. Auch darf ein leerer Platz nicht fotografiert und 

gesagt werden, dass diese Person schon wieder nicht hier sei. Bitte fotografieren Sie zurückhaltend und 

so, dass es die Würde des Saals nicht verletzt. Nun kommen wir zum ersten Geschäft. 
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WG 0093/2022 

Wahl eines Mitglieds der Geschäftsprüfungskommission für den Rest der Amtsperiode 2021 -

2025 (anstelle von Philippe Arnet, FDP.Die Liberalen)  

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Die FDP.Die Liberalen-Fraktion hat Stefan Nünlist nominiert. Er ist heute 

leider krankheitshalber abwesend. Gemäss § 18 des Geschäftsreglements findet die Wahl mit offenem 

Handmehr statt. Wer Stefan Nünlist als Mitglied der Geschäftsprüfungskommission für den Rest der 

Amtsperiode 2021-2025 wählen will, soll das durch Handerheben bezeugen. 

Ergebnis der Wahl 

Mit offenem Handmehr wird gewählt: Stefan Nünlist. 

WG 0100/2022 

Wahl eines Mitglieds der Justizkommission für den Rest der Amtsperiode 2021 -2025 (anstelle 

von Stefan Nünlist, FDP.Die Liberalen) 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Nun kommen wir zur Wahl eines Mitglieds der Justizkommission. Die 

FDP.Die Liberalen-Fraktion nominiert Thomas Fürst. Auch dieses Wahlgeschäft führen wir mit offenem 

Handmehr durch. Wer Thomas Fürst als Mitglied der Justizkommission für den Rest der Amtsperiode 

2021-2025 wählen will, soll das durch Handerheben bezeugen. 

Ergebnis der Wahl 

Mit offenem Handmehr wird gewählt: Thomas Fürst. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Das Wahlgeschäft 0091/2022 «Wahl eines Ersatzrichters oder einer Er-

satzrichterin am Kantonalen Steuergericht für den Rest der Amtsperiode 2021-2025» entfällt. Es wurde 

auf die September-Session verschoben. 

SGB 0049/2022 

Nachtrags- und Zusatzkredite 2021, 2. Serie 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 29. März 2022: 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Art. 74 Buchstabe b der Verfassung des Kantons Solothurn 

vom 8. Juni 1986 (BGS 111.1), sowie §§ 57 Abs. 1, 59 Abs. 1 Buchstabe a und 60 des Gesetzes über die 

wirkungsorientierte Verwaltungsführung vom 3. September 2003 (BGS 115.1), nach Kenntnisnahme von 

Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 29. März 2022 (RRB Nr. 2022/470), beschliesst: 

1. Folgende Nachtrags- und Zusatzkredite 2021 werden bewilligt: 

 Nachtragskredite Erfolgsrechnung ausserhalb Globalbudgets Fr. 61'068’851.00 

 Nachtragskredite Investitionsrechnung     Fr.              0.00 

 Nachtragskredite Globalbudgets, Erhöhung Jahrestranche   Fr.   6'496'466.00 

 Zusatzkredite zu Globalbudgets      Fr.   1’460'259.00 

2. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
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b) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 8. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats. 

Eintretensfrage 

Matthias Borner (SVP), Sprecher der Finanzkommission. Nachdem man im Jahr 2021 ein aussergewöhnli-

ches Jahr mit zahlreichen, sehr hohen Nachtrags- und Zusatzkrediten hatte, gibt es dieses Jahr erheblich 

tiefere Nachtrags- und Zusatzkredite, jedoch noch immer auf hohem Niveau. In der Finanzkommission 

haben sie aber kaum zu Diskussionen geführt. Im Vergleich zum letzten Jahr sind die Nachtragskredite 

um insgesamt über 6 Millionen Franken gesunken. Das Bau- und Justizdepartement beantragt 

2,3 Millionen Franken infolge von höheren Abschreibungen für den Kantonsstrassenbau und höheren 

Unterhaltskosten. Das Departement für Bildung und Kultur beantragt Nachtragskredite in der Höhe von 

2,3 Millionen Franken für höhere Schul- und Studiengelder infolge der Zunahme von Studierenden. 

Zudem gab es coronabedingte Stellvertretungen und Entschädigungen an das pädagogische Personal. 

Im Finanzdepartement beantragt man 1,4 Millionen Franken für höhere Negativzinsen, die aufgrund 

von höherer Liquidität angefallen sind. Das Departement des Innern hat auch in diesem Jahr besonders 

hohe Nachtrags- und Zusatzkredite beantragt, und zwar 52,5 Millionen Franken. Das sind aber haupt-

sächlich Zusatzkosten aufgrund der Covid-19-Pandemie. Alleine für die Abgeltung der Ertragsausfälle 

der Spitäler mussten 25 Millionen Franken aufgewendet werden. Das Gesundheitsamt gab 

20,3 Millionen Franken für die Pandemiebewältigung aus, wovon 9 Millionen Franken durch den Bund 

rückerstattet wurden. Die Kosten für die Covid-19-Impfungen betrugen 14,1 Millionen Franken, wovon 

der Bund 5,9 Millionen Franken zurückerstattet hat. Aufgrund des Anstiegs von beitragsberechtigten 

Familien und höheren, anrechenbaren Mietzinsen sind auch die Ergänzungsleistungen an Familien hö-

her ausgefallen als budgetiert. Im Justizvollzug lagen die Kostgelder um 1,4 Millionen Franken über 

dem Budget, und zwar infolge von Vollzügen in ausserkantonalen Anstalten. Das Volkswirtschaftsde-

partement beantragt Nachtragskredite in der Höhe von 472'000 Franken. Diese Kosten sind durch höhe-

re Beiträge im Rahmen des Bundesgesetzes über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die 

Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversicherungsgesetz, AVIG) an den Bund angefallen. Die Gerichte 

beantragen Nachtragskredite in der Höhe von 1,94 Millionen Franken für die unentgeltliche Rechtspfle-

ge und für Honorare für amtliche Verteidigungen, die von Prozessanfall und -ausgang abhängig und 

sehr schwierig planbar sind. Die Finanzkommission beantragt einstimmig die Zustimmung zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Es haben sich keine Fraktionssprecher oder Fraktionssprecherinnen ge-

meldet. Sie sind auf das Geschäft eingetreten und wir kommen zur Detailberatung. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern 1. und 2. Angenommen 

Kein Rückkommen.  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 15] 

 

Für Annahme des Beschlussesentwurfs 95 Stimmen 

Dagegen 0 Stimmen 

Enthaltungen 0 Stimmen 
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SGB 0051/2022 

Geschäftsbericht 2021 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und zwei Beschlussesentwürfe des Regierungsrats vom 29. März 2022: 

 

Beschlussesentwurf 1 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe c in Verbindung mit Artikel 

37 Absatz 1 Buchstabe c der Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986, § 24 und §§ 37 bis 

50 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwaltungsführung vom 3. September 2003, nach Kennt-

nisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 29. März 2022 (RRB Nr. 2022/476), nach 

Kenntnisnahme des Berichts der Finanzkontrolle vom 17. März 2022, beschliesst: 

1. Der Geschäftsbericht 2021 wird wie folgt genehmigt: 

1.1 Jahresrechnung 

1.1.1 Erfolgsrechnung 

Betrieblicher Aufwand      Fr.   2'372'828'603 

- Betrieblicher Ertrag       Fr. - 2'480'115'039 

Betriebsergebnis (Ertragsüberschuss)     Fr.    - 107'286'436 

+ Finanzaufwand        Fr.        25'321'180 

- Finanzertrag       Fr.      - 27'817'135 

Operatives Ergebnis aus Verwaltungstätigkeit    Fr.    - 109'782'392 

+ Wertberichtigung Finanzvermögen    Fr.                        0 

Operatives Ergebnis      Fr.    - 109'782'392 

+ Abschr. Bilanzfehlbetrag Ausfinanzierung PKSO    Fr.        27'290'828 

Gesamtergebnis (Ertragsüberschuss)    Fr.      - 82'491'564 

1.1.2 Investitionsrechnung 

Ausgaben        Fr.        87'904'466 

Einnahmen       Fr.      - 12'189'348 

Nettoinvestitionen      Fr.        75'715'117 

1.1.3 Finanzierung 

Finanzierungsüberschuss       Fr.       - 94'955'602 

1.1.4 Bilanz mit einer Bilanzsumme     Fr.    3'069'697'189 

1.2 Der Ertragsüberschuss von 82‘491‘564 Franken wird dem Eigenkapital zugewiesen. 

1.3 Das Eigenkapital beträgt per 31.12.2021 526'655'634 Franken. 

1.4 Der übrige Teil des Geschäftsberichtes 2021 sowie die Berichterstattung über die erbrachten 

Leistungen werden genehmigt. 

 

Beschlussesentwurf 2 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 76 Absatz 1 Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 

37 Absatz 1 Buchstabe e der Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986 und § 46 Absatz 1 des 

Kantonsratsgesetzes vom 24. September 1989, nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 

Regierungsrates vom 29. März 2022 (RRB Nr. 2022/476), beschliesst: 

Der Bericht des Regierungsrates vom 29. März 2022 über den Bearbeitungsstand der parlamentarischen 

Vorstösse und Volksaufträge am 31. Dezember 2021 wird genehmigt. 

 

b) Zustimmender Antrag der Geschäftsprüfungskommission vom 1. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf 

1 des Regierungsrats. 

 

c) Änderungsantrag der Geschäftsprüfungskommission vom 1. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf 

2 des Regierungsrats: 

Ziffer 1 soll lauten: 

1. Der Bericht des Regierungsrates vom 29. März 2022 über den Bearbeitungsstand der parlamentari-

schen Vorstösse und Volksaufträge am 31. Dezember 2021 wird unter Vorbehalt der Ziffer 1.1 geneh-

migt. 
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1.1 Departement für Bildung und Kultur 

Ziffer 4.3.7: Auftrag A 0102/2019 vom 1. Juli 2020: Stärkung der Französisch-Kompetenzen in der Volks-

schule (Martin Rufer, FDP.Die Liberalen): unerledigt. 

 

d) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 8. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf 1 des Regie-

rungsrats. 

 

e) Zustimmende Stellungnahme des Regierungsrats vom 27. Juni 2022 zum Änderungsantrag der Ge-

schäftsprüfungskommission. 

Eintretensfrage 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Ich mache einige einleitende Hinweise. Zuerst führen wir die Eintre-

tensdebatte. Anschliessend werden wir den Geschäftsbericht im Rahmen der Detailberatung mit der 

Möglichkeit zur Besprechung von Detailpunkten durchgehen. Zum Beschlussesentwurf 2 werden wir 

eine separate Debatte führen. Dabei wird die Geschäftsprüfungskommission die Möglichkeit zu einer 

Stellungnahme haben.  

Matthias Borner (SVP), Sprecher der Finanzkommission. Der vorliegende Geschäftsbericht ist das Zeugnis 

des zweiten Coronajahrs, das die Gesellschaft wiederum vor grosse Herausforderungen gestellt hat. 

Wenn man das bedenkt, ist es sehr erstaunlich, dass wir auch für das Jahr 2021 ein erfreuliches Ge-

schäftsberichtsresultat präsentiert bekommen haben. Die vielen positiven Ertragsabweichungen wurden 

ebenfalls erfreut zur Kenntnis genommen. Mit dem Ertragsüberschuss von 82,5 Millionen Franken 

schliesst die Rechnung 2021 um 104 Millionen Franken besser ab als budgetiert. Somit hat sich das Er-

gebnis gegenüber dem letzten Jahr um 23,5 Millionen Franken verbessert. Das operative Ergebnis aus 

Verwaltungstätigkeit hat sich auf 109,8 Millionen Franken verbessert und sich gegenüber dem Vorjahr 

um 23,5 Millionen Franken gesteigert. Somit ist das Ergebnis deutlich über dem Budget ausgefallen. Die 

Nettoinvestitionen belaufen sich auf 75,7 Millionen Franken und der operative Selbstfinanzierungsgrad 

beträgt stolze 225 %. Ein positiver Selbstfinanzierungsgrad, also über 100 %, bedeutet, dass man neben 

den laufenden Ausgaben auch die Investitionen vollständig aus den Erträgen finanzieren kann, was 

sicher ein gutes Zeugnis ist. Dieser Wert liegt nochmals deutlich über den bereits positiven Werten des 

letzten Jahres. Aber hierzu gab es kritische Diskussionen, auf die ich später eingehen werde. Der opera-

tive Cashflow liegt mit 170,7 Millionen Franken um 24,5 Millionen Franken über dem entsprechenden 

Wert des Vorjahres. Auch hier ist zahlenmässig alles im grünen Bereich und das wurde sehr erfreut auf-

genommen. Daraus ergibt sich eine Erhöhung des Eigenkapitals um 109 Millionen Franken. Das Eigen-

kapital beträgt neu 527 Millionen Franken und ist somit deutlich im Plus, was nicht immer so war, wie 

vorherige Geschäftsberichte zeigen. Diese Zahlen wurden sehr positiv zur Kenntnis genommen. Was zu 

Diskussionen geführt hat, sind die tiefen Investitionen, die unter dem Budget lagen. Als Konsequenz 

daraus hat die Finanzkommission die Investitionsziele als Vorgabe für das kommende Budget 2023 zwar 

nicht als harte Ziele, aber als Nebenziele definiert. So kann man allenfalls nicht getätigten Investitionen 

entgegenwirken, indem geprüft wird, ob nicht doch noch Handlungsbedarf besteht. Die Nettoverschul-

dung ist um 95,1 Millionen Franken auf 1,1 Milliarden Franken gesunken. So konnte die Nettoverschul-

dung pro Einwohner um 384 Franken auf 4259 Franken gesenkt werden. Unter dem Strich ist also auch 

hier Erfreuliches zu berichten. Ich gehe nun auf die Hauptabweichungen ein. Positiv waren die Einkünf-

te aus Steuern, sowohl von den juristischen wie auch von den natürlichen Personen. Aber auch die Aus-

schüttung der Schweizerischen Nationalbank (SNB) hat dieses Jahr wiederum positiv zu Buche geschla-

gen. Es wurde von der fünffachen auf die sechsfache Ausschüttung erhöht, was ebenfalls zu einer 

positiven Abweichung geführt hat. Weiter haben auch die höheren Zusprüche aus dem Nationalen Fi-

nanzausgleich (NFA) positiv zu Buche geschlagen. Die Auswirkungen der Pandemie haben selbstver-

ständlich ebenfalls zu Abweichungen geführt. Minderaufwände in den Bereichen der Individuellen 

Prämienverbilligung, der Globalbudgets und der Spitalbehandlungen gemäss KVG haben zu weiteren 

Verbesserungen geführt. Es gab aber auch ungeplante Mehraufwände, so in der Gesundheitsversorgung 

und aufgrund der Ertragsausfälle bei den Spitälern. Die Kosten für das Impfen und die Härtefallrege-

lungen zur Unterstützung der Wirtschaft waren weitere Auswirkungen der Pandemie. Zusätzlich fielen 

die Schulgelder und die Ergänzungsleistungen für Familien höher aus und bei der Polizei gab es weniger 

Busseneinnahmen. Das ist nicht weiter überraschend, wenn man bedenkt, dass es viele Auflagen gab 

und viele Personen im Homeoffice arbeiteten. Diese Abweichungen wurden in der Finanzkommission 

diskutiert. Auch hier wurde das Ergebnis positiv gewürdigt und anerkannt. Es herrschte Einigkeit, dass 

die Nettoinvestitionen getätigt werden müssen. Das ist in der aktuellen wirtschaftlichen Lage wichtig. In 
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der Rechnung sind Mehrkosten enthalten, die in überwiegendem Masse auf Corona zurückzuführen 

sind. Es ist aber sicher nicht falsch, wenn man weiterhin auf Effizienz und Budgetdisziplin pocht. Es 

wurde hervorgehoben, dass der Kanton Solothurn im Vergleich mit anderen Kantonen eine sehr schlan-

ke Verwaltung aufweist, die sehr gut gearbeitet hat. Ein Diskussionspunkt waren die zusätzlichen Stel-

len. Das Stellenwachstum gilt es im Auge zu behalten, auch wenn die Interpretationen dazu auseinan-

dergegangen sind. Unter anderem wurde gesagt, dass das dem Wachstum der Bevölkerung entspricht. 

Von einzelnen Stimmen wurde auch ein strukturelles Defizit verortet, welches reduziert werden müsste. 

Weiter findet man es in Ordnung, dass man den Mitarbeitenden mit überdurchschnittlicher Belastung 

nach schwierigen Jahren entgegenkommen und etwas machen würde. So stand beispielsweise ein Teue-

rungsausgleich zur Diskussion. Bei den Auswirkungen der Prämienverbilligungen und einen Ausblick 

darauf gab es unterschiedliche Meinungen. Ich denke, dass die Fraktionen näher darauf eingehen wer-

den. Generell lässt sich festhalten, dass die Finanzkommission den Geschäftsbericht positiv zur Kenntnis 

genommen hat. Auch das letzte Jahr war von der Pandemie geprägt und der Regierungsrat war gefor-

dert. Die Verwaltung und ihre Amtsstellen mussten Ausserordentliches leisten und dafür gilt es, unseren 

Dank auszusprechen. Der Geschäftsbericht ist von sehr hoher Qualität und die Erklärungen wurden in 

vielen Fällen mitgeliefert. Dafür möchte ich dem Regierungsrat und der Verwaltung im Namen der Fi-

nanzkommission danken. Grundlage dafür war sicher auch die Vorarbeit in den Ausschüssen der Finanz-

kommission. Dafür möchte ich als Präsident den Mitgliedern danken. Es wurde top Arbeit geleistet. 

Aufgrund dieser guten Vorarbeit war es möglich, dass wir die diesjährige Sitzung der Finanzkommission 

zum Geschäftsbericht in einem halben und nicht in einem ganzen Tag durchführen konnten. Damit 

konnten wir dem Staatshaushalt 1100 Franken sparen. Vielleicht wird das nächstes Jahr als positive Ab-

weichung vermeldet. Die Kantonale Finanzkontrolle bestätigt in ihrem Revisionsbericht zum Geschäfts-

bericht 2021, dass die Jahresrechnung den gesetzlichen Vorschriften entspricht. Sie empfiehlt dem Kan-

tonsrat die vorliegende Rechnung zur Genehmigung. Dieser Empfehlung schliesst sich die 

Finanzkommission einstimmig an. Sie beantragt Ihnen, auf das Geschäft einzutreten und der Jahres-

rechnung 2021 zuzustimmen. 

Simon Bürki (SP). Der Kanton Solothurn hat erneut ein finanziell sehr solides Jahr mit einem stolzen 

Ertragsüberschuss hinter sich, und das trotz der Kosten aufgrund der Pandemie. Die Verwaltung hat, 

wie bereits in den vergangenen Jahren, einmal mehr sehr kostenbewusst gearbeitet und bessere Ab-

schlüsse in den Globalbudgets vorgelegt. Das operative Ergebnis aus Verwaltungstätigkeit weist sagen-

haft seit dem Jahr 2016 einen Ertragsüberschuss aus. Auch im Jahr 2021 ist das Ergebnis mit fast 

110 Millionen Franken sehr gut. Trotz der anhaltenden Pandemie konnte das Ergebnis gegenüber dem 

Vorjahr um 45 Millionen Franken verbessert werden. Das zeigt einmal mehr, dass der Kanton Solothurn 

seit Jahren eine der schlanksten und effizientesten Verwaltungen in der Schweiz hat. Die Staatsrech-

nung 2021 macht aber erneut deutlich, wie unbeeinflussbare äussere Faktoren eine Rechnung mal bes-

ser, mal schlechter aussehen lassen können. Im vergangenen Jahr haben sich neben den pandemiebe-

dingten Mehraufwendungen zum Glück auch andere Veränderungen finanziell positiv ausgewirkt, so 

die sechsfache Ausschüttung der SNB. Die Investitionen sind leider nochmals massiv tiefer ausgefallen als 

budgetiert. Es ist davon auszugehen, dass sie in den nächsten Jahren nicht mehr so schnell ausgeführt 

oder nachgeholt werden können. Deshalb könnte sich ein Investitionsrückstau bilden, der sich kaum 

rasch aufholen lässt. Für die Standortattraktivität ist es besonders wichtig, dass die Investitionen auch 

getätigt werden können. Ein Wort zur Prämienverbilligung: Mit der tiefen Prämienverbilligung im Kan-

ton Solothurn erfüllen wir wahrscheinlich gerade noch knapp das vom Bund vorgegebene Minimum. 

Deshalb ist es besonders wichtig, dass die Prämienverbilligung tatsächlich auch ausgeschöpft wird und 

so eine spürbare Entlastung der Haushalte mit kleinem Einkommen bringt. Diese Haushalte und diejeni-

gen mit Kindern können die Entlastung in unsicheren und angespannten Zeiten mehr als brauchen. Mit 

kumulierten Überschüssen von über 300 Millionen Franken in den letzten vier Jahren hätte sich der 

Kanton die Erhöhung der Prämienverbilligung auf 100 % des Bundesbeitrags locker leisten können. Das 

war der erste Punkt. Der zweite Punkt: Die Rechnung hätte noch immer positiv abgeschlossen. Punkt 

drei: Die Finanzen des Kantons wären noch immer im Lot und die Finanzen der kleinen Einkommen ein 

bisschen weniger rot. Dass die Finanzen des Kantons auf Kurs sind, bestätigt einmal mehr auch die in-

ternational anerkannte Ratingagentur Standard & Poor's. So wurde das schon bisher sehr gute Kre-

ditrating des Kantons heraufgesetzt. Die Ratingagentur würdigt in ihrem Bericht die finanzielle Stabili-

tät und die moderate Verschuldung des Kantons. Ich wiederhole gerne, dass es eine moderate 

Verschuldung ist. Die Ratingagentur weist aber auch darauf hin, dass sich Risiken für das Rating ergeben 

könnten, wenn die Steuererträge in Zukunft nicht im geplanten Umfang eingehen. Das zeigt zugleich 

auch auf, dass sich der Kanton keine weiteren grossen Steuerreformen mehr leisten kann. Dank dem 

sehr guten Rechnungsabschluss hat sich das Eigenkapital erneut erhöht und die Nettoverschuldung 
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konnte, wie in den vergangenen Jahren auch, wiederum gesenkt werden. Das zeigt ganz erfreulich, 

dass der Kanton die Finanzen im Griff hat. Von einem strukturellen Defizit kann keine Rede sein. Des-

halb ist die Forderung nach allfälligen Sparprogrammen für die Fraktion SP/Junge SP nicht nur unnötig, 

sondern angesichts der noch immer, vielleicht auch zunehmend schwierigen Situation völlig fehl am 

Platz. Wer heute mit der positiven Rechnung, aber auch mit dem viel positiveren Finanzplan ein Sparpa-

ket oder einen Massnahmenplan fordert, müsste ehrlicherweise zugeben, dass es nichts mit der Pande-

mie oder mit dem sogenannten imaginären strukturellen Defizit zu tun hat. Last but not least hat die 

Pandemie einmal mehr gezeigt, wie wichtig der Staat ist. Gut ausgebaute staatliche Einrichtungen wir-

ken vor allem in einer Krise. Die Fraktion SP/Junge SP dankt der Verwaltung für ihre verantwortungsvol-

le Arbeit und selbstverständlich auch dem Finanzdirektor für sein Engagement für gesunde Kantonsfi-

nanzen. Angesichts der guten Leistungen und der aktuellen Inflation ist eine Lohnerhöhung für das 

Personal für uns mehr als angezeigt. Die Fraktion SP/Junge SP tritt auf den Geschäftsbericht ein. 

Richard Aschberger (SVP). Wie bereits in den Vorjahren werde ich heute auch gerade zum Integrierten 

Aufgaben- und Finanzplan (IAFP) einige Worte verlieren. Diese werde ich in mein jetziges Votum integ-

rieren. Die Rechnung als solche ist Vergangenheitsbewältigung. Deshalb braucht es von unserer Seite 

hier keine epische Diskussion darüber. Es war zu lesen und vom Kommissionssprecher wurde bereits 

ausgeführt, wie die Zahlen zustandegekommen sind. Die wichtigen Eckpunkte wurden genannt und 

deshalb erspare ich Ihnen diesen Teil. Natürlich wurden auch wir von der SVP-Fraktion vom guten Ab-

schluss positiv überrascht. Auf den zweiten Blick ist es aber so, wie auch schon in den Vorjahren: Ohne 

Sondereffekte, Sonderumstände und dergleichen wären wir nicht in der Lage, solche Zahlen zu präsen-

tieren. Deshalb möchte ich hier auch kritisch erwähnen, dass beim Staat im letzten Jahr 110 neue Stellen 

geschaffen wurden. 110 Mal neue Fixkosten mit allen Zusatzkosten, die ein neuer Arbeitsplatz auch in 

puncto Infrastruktur mit sich bringt. Ich erwähne gerne, was ich jedes Jahr sage: Man muss nicht nur ein 

Auge auf die Verschuldung haben - diese ist nicht nur gering, der Schuldenberg ist im Gegenteil be-

trächtlich - sondern das Thema der Verschuldung muss man endlich mit höchster Priorität angehen. Wir 

warnen seit Jahren vor einem sich kehrenden Zinsumfeld und davor, dass es bei der Refinanzierung ein 

böses Erwachen geben könnte. Wie schnell sich das kehren kann, sehen wir jetzt. Wenn wir zurück-

schauen, wie es vor sechs Monaten war, so sind wir heute in einer neuen Welt angekommen. Es ist nicht 

nur bei den Privaten so, sondern auch beim Staat: Wer dem Gift des billigen Geldes erlegen ist und ein 

strukturelles Defizit hat, kommt in Rekordzeit in finanzielle Not. Die Zeiten von Negativzinsen und Null-

prozentfinanzierungen sind vorbei. Wenn der Kanton in den nächsten Jahren neue Kredite aufnehmen 

respektive Anleihen für mehrere 100 Millionen Franken ausgeben muss, wird unsere Zinslast explodie-

ren. Deshalb sind wir weiterhin der festen Überzeugung, dass ein Massnahmenplan erstellt werden 

muss, gerade mit Blick auf den leider nicht mehr sehr unwahrscheinlichen Fall, dass eine Rezession ein-

treten wird. Was wir hier im Kanton Solothurn seit Jahren machen, ist Schönwetterpolitik ohne einen 

Plan B. Wir verkennen, dass wir uns im Auge eines Orkans befinden, gerade auch, was den Arbeitsmarkt 

anbelangt. Dieser ist aktuell derart ausgetrocknet, dass Personen Stellen gefunden haben, die in norma-

len Zeiten in den letzten 20 Jahren mit Geld, Weiterbildungen und Integrationsmassnahmen aufgefan-

gen wurden. Aktuell herrscht aber überall Fachkräftemangel, auch in Tieflohnbereichen wie in der Gast-

ronomie. Der Markt ist komplett ausgetrocknet, so etwas gab es noch nie. Die Geldschwemme, die wir 

seit Jahren hatten, hat den Markt verzerrt - mit dem Erhalt von Zombie-Firmen auch bei uns in der 

Schweiz. Deshalb braucht der Kanton Solothurn Massnahmen in der Schublade, die er aktivieren kann, 

falls der Notfall eintreten sollte. Wenn wir die Massnahmen nicht brauchen, müssen wir sie auch nicht 

auslösen. Aber wir müssen uns auf eine Krise vorbereiten, damit wir agieren können. Ansonsten sind wir 

ihr ausgeliefert und können nur noch reagieren, so dass wir in einem Panikmodus sind, der niemandem 

dient. Im letzten Jahr haben wir deutlich weniger investiert. Die Gründe dafür sind bekannt. Deshalb 

kann man die Kennzahlen für das letzte Jahr, auch betreffend dem Selbstfinanzierungsgrad, getrost 

vergessen und ignorieren. Sie sind schlicht nicht vergleichbar. Es handelt sich um aufgeschobene Investi-

tionen. Wir haben zwar im Moment etwas eingespart, aber auf die Zukunft hinaus sicher nicht. Auch 

mit Blick auf die steigenden und explodierenden Energiepreise, auf die massiv angestiegenen Baustoff-

preise, auf die steigende Inflation usw. werden unsere Bauprojekte in Zukunft sehr viel teurer. Hier 

muss man sich keine Illusionen machen. Noch zum Punkt der kommenden Digitalisierung: Das sind un-

endliche Zusatzkosten mit einem wohl illusorischen Einsparpotential respektive Synergiegewinn. Fazit: 

Die Rechnung ist auf den ersten Blick akzeptabel. Auf den zweiten Blick offenbart sie weiterhin kritische 

Baustellen. Werden in der Rechnung die Almosen aus Bern und die Sechsfach-Ausschüttung der SNB 

abgezogen, werden aus schwarzen Zahlen blinkend leuchtend rote Zahlen. Auch der IAFP spricht eine 

sonnenklare Sprache und zeigt, wo die Reise hingeht, wenn wir nicht endlich Gegensteuer geben. Es ist 
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zu spät, um für ein Wunder zu beten und das ist in der heutigen Welt auch zu unsicher. Wir brauchen 

einen Massnahmenplan. Dieses Thema werden wir später in diesem Jahr wieder aufnehmen. 

Fabian Gloor (Die Mitte). Erinnern wir uns an die Situation zurück, als das Budget 2021 entstanden ist, 

das zu dieser Rechnung geführt hat. Ende 2020 grassierte Corona wie noch nie vorher und zum Glück 

auch wie nie wieder nachher. Die Angst war fast greifbar, dass wir soziale Probleme wie Arbeitslosigkeit 

und soziales Elend vergegenwärtigen müssen. Aber auch die Angst der Auswirkungen der Pandemie auf 

die öffentlichen Finanzen war spürbar. Deshalb war es wenig erstaunlich, dass sowohl der Kanton wie 

auch die Gemeinden sehr zurückhaltend budgetiert haben. Dass die Ergebnisse beim Kanton und auch 

bei den Gemeinden nun besser als erwartet ausfallen, ist sicher erfreulich und es zeigt, dass wir nicht so 

schlecht durch diese Zeiten gekommen sind. Beim Kanton ist sicherlich bemerkenswert, dass die 

Budgetdisziplin in den Globalbudgets bis auf die Zusatzkosten, die durch die Coronapandemie ausgelöst 

wurden, gut war. Das zeigt sich vor allem bei den nicht ausgeschöpften Globalbudgetsaldi. Aus unserer 

Sicht gilt es, diese Effizienz hoch zu halten, die Aufgaben immer wieder zu hinterfragen, Synergien und 

auch die Chance der Digitalisierung zu nutzen. Es ist aber wohl blauäugig zu meinen, dass automatisch 

Kosten gespart werden können, wenn alles digitalisiert ist. In einem ersten Schritt wird es wohl eine 

grössere Investition sein, die aber langfristig das Potential hat, Synergien oder Einsparungen zu bewir-

ken. Man darf auch nicht vergessen, dass der Kundennutzen irgendwo abgebildet sein muss. Unsere 

Bürger und Bürgerinnen erwarten sicher zu Recht, dass der Kanton Solothurn ein gutes digitales Ange-

bot hat. Zu den Investitionen wurde bereits einiges gesagt. Es konnte nicht alles umgesetzt werden, was 

geplant war. Ich denke, dass es sehr wichtig ist, eine Investitionsbugwelle zu vermeiden und Projekte 

nicht vor sich herzuschieben, damit man nicht in immer grössere Verzögerungen gerät. Das ist aus vielen 

Gründen sehr wichtig. Die Begründung wurde von verschiedenen Sprechern bereits erwähnt. Diese tei-

len wir. Wie bereits gesagt, sind wir aber in Bezug auf die Staatsfinanzen sowohl beim Kanton wie auch 

bei den Gemeinden gut durch die Pandemie gekommen. Der wichtigste Grund dafür dürfte das enorme 

Engagement des Bundes sein, der die Auswirkungen der Pandemie mit zahlreichen Instrumenten unter-

stützt hat, sei es mit Darlehen, mit dem Ausbau der Kurzarbeit und noch mit vielem mehr. Aus unserer 

Sicht war das so richtig und hat dazu beigetragen, dass die Schweiz die Pandemie gut bewältigen konn-

te. Für uns ist sehr wichtig, dass wir wieder ein Bewusstsein entwickeln, dass der Staat keine Vollkasko-

versicherung und kein Selbstbedienungsladen ist, der bei jedem Problem von jedem Einzelnen, seien es 

Unternehmen oder Personen, eingreifen kann. Wir müssen wahrscheinlich wieder lernen, dass Konkur-

se, Ausfälle und anderes zum normalen Gang des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens gehö-

ren. Das gilt natürlich auch für die aktuelle Situation. Unsere Wirtschaft brummt grundsätzlich. Wir 

spüren sicher noch den einen oder anderen Nachholeffekt von Corona und wir haben zum ersten Mal 

nach einem Jahrzehnt wieder eine gewisse Inflationsrate. Eine Inflation gehört nach der ökonomischen 

Lehre in einem gewissen Mass aber zu einer gesunden wirtschaftlichen Entwicklung. Die SNB beispiels-

weise hat sich zum Ziel gesetzt, dass die Inflation maximal 2 % pro Jahr beträgt. Wenn wir die letzten 

zehn Jahre betrachten, sehen wir, dass es in vielen Jahren ein Minus und in gewissen Jahren sogar eine 

Deflation gab. Deshalb möchte ich davon abraten, aufgrund der jetzigen Inflationssituation und des 

ersten Zinsschritts, der erfolgt ist, ein Weltuntergangsszenario heraufzubeschwören oder von einer 

Zinsexplosion und anderen Dramatisierungen zu sprechen. Ich denke, dass wir den Blick wieder zurück-

werfen müssen. Ich mache ein praktisches Beispiel aus meiner Lehrzeit bei einer Bank. Damals hatte ich 

Hypothekarverträge mit Zinsen von 4 % oder 5 % ausgestellt. Heute befinden wir uns für eine zehnjäh-

rige Hypothek bei etwa 3 %. Es ist also noch nicht exorbitant hoch. Geht man von Null aus, sind wir aber 

natürlich sehr viel höher. Das ist klar. Ich denke, dass man bezüglich den vielen kreativen Vorschlägen, 

die vor allem auf nationaler Ebene herumgeboten werden, grundsätzlich vorsichtig bleiben muss. Ich 

bin der Meinung, dass wir jetzt keine Hauruckübungen, sondern langfristige Massnahmen und Strate-

gien brauchen, um den Herausforderungen, die sich durch die Inflation sicher ergeben werden, begeg-

nen zu können. Unsere Partei steht dabei für eine soziale Marktwirtschaft, die sich für einen genügend 

starken Staat einsetzt, der die Solidarität dort lebt, wo die Eigenverantwortung nicht ausreicht. Dabei ist 

es auch wichtig zu bedenken, dass die richtige Investition, die richtige Ausgabe im richtigen Moment 

sehr sinnvoll ist, ausgegeben oder gespart. Geld nicht auszugeben, heisst nicht automatisch, dass man 

spart. Sollten wir in eine wirtschaftliche Abschwungsituation, in eine Rezession, kommen, so wie das von 

meinem Vorsprecher gesagt wurde, sind staatliche Investitionen besonders wichtig. Ich denke, dass 

diesbezüglich die Lehren aus den 1930er Jahren in den letzten zwei Jahrzehnten gezogen wurden und 

antizyklisch agiert wurde. Das sollte man weiterhin berücksichtigen. Im Kanton Solothurn haben wir 

eine solche grössere Investition getätigt, indem wir den Gegenvorschlag zur Steuerinitiative angenom-

men haben. Damit können wir unsere Bevölkerung in einem verantwortungsvollen Mass spürbar entlas-

ten. Das wird sicher dazu beitragen, dass wir die Kaufkraft in unserem Kanton erhöhen oder hoch hal-
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ten können. Der IAFP zeigt auf, dass die Entlastung für die Kantonsfinanzen verkraftbar ist. Es wird 

zwar nicht ganz einfach. Auch das zeigt sich, vor allem wenn man das Ende der IAFP-Perioden anschaut, 

aber es ist machbar. Das Bild des IAFP trübt sich, wie gesagt, ein wenig gegen das Ende hin. Aber insge-

samt sind wir auch hier weniger dramatisch unterwegs, als sich das noch ganz am Anfang der Pandemie 

gezeigt hat. So sind wir einigermassen beruhigt und zuversichtlich hinsichtlich der finanziellen Zukunft 

des Kantons Solothurn. Das Ergebnis ist aus unserer Sicht entsprechend erfreulich und der IAFP ist or-

dentlich. Es ist aber auch klar, dass wir in jeder Hinsicht weiterhin vorsichtig und vernünftig mit den 

Finanzen des Kantons Solothurn umgehen müssen. Über die Teuerungszulage für das kommende 

Budget kann man unserer Meinung nach diskutieren. Aber auch dort müssen wir sicher berücksichtigen, 

wie die Inflationsrate zu diesem Zeitpunkt aussieht. Das kann nicht isoliert betrachtet werden. Wir ha-

ben auch in Jahren, in denen es keine Inflation gab, eine Teuerungszulage gesprochen und das muss 

ebenfalls in die Verhandlungen mit einfliessen. Zum Schluss möchten wir allen an dieser Rechnung Be-

teiligten herzlich danken. Wir danken auch dem Präsidenten und den Mitgliedern der Finanzkommissi-

on. Wir werden entsprechend fraglos auf die Rechnung 2021 eintreten. 

Heinz Flück (Grüne). Selbstverständlich nimmt die Grüne Fraktion den guten Rechnungsabschluss eben-

falls erfreut zur Kenntnis. Er ist insbesondere trotz den zusätzlichen grossen Aufwendungen aufgrund 

der Coronapandemie erfreulich. Grund zur Euphorie kommt aber auch bei uns nicht auf. Der Kanton ist 

noch immer stark verschuldet und bleibt von Beiträgen von Bund und Nationalbank abhängig. Das muss 

ich nicht weiter ausführen. Die gesamten Mehreinnahmen an Staatssteuern betragen lediglich 

12,6 Millionen Franken, was ungefähr mit einem Bevölkerungswachstum von 1 % Schritt hält. Das wird 

in den nächsten zwei bis drei Jahren aber durch die Umsetzung des Gegenvorschlags gerade wieder 

kompensiert. Auch die Abweichung bei den Investitionen darf man nicht ausser Acht lassen. Ich nenne 

einige Zahlen dazu. Die Investitionen waren rund 40 Millionen Franken tiefer als budgetiert und um 

über 50 Millionen Franken tiefer als im Schnitt der letzten drei Jahre vor der Pandemie. Das sind keine 

Einsparungen, sondern verschobene Ausgaben. Entsprechend tauchen sie auch im IAFP, den wir beim 

nächsten Traktandum behandeln werden, wieder auf. Der im Rahmen des Legislaturplans vom Kantons-

rat beschlossene langsame Schuldenabbau kann nur realisiert werden, wenn künftig auch noch Ertrags-

überschüsse in einem vergleichbaren Mass erzielt werden können. Das heisst aber auch, dass in absehba-

rer Zeit keine weiteren generellen Steuersenkungen möglich sein werden. Personen mit tiefen 

Einkommen, die von der jetzt angelaufenen Teuerung und dem drohenden weiteren Anstieg der Kran-

kenkassenprämien besonders betroffen sind, müssen künftig mit der vollen 100-prozentigen Ausschöp-

fung der Prämienverbilligung entlastet werden. In diesem Bereich sehen wir durchaus noch Spielraum 

und dieser muss nun ausgeschöpft werden. Auch das Personal können wir nicht im Regen stehen lassen, 

wenn wir ein konkurrenzfähiger Arbeitgeber bleiben wollen, gerade in Zeiten des bereits genannten 

angespannten Arbeitsmarkts. Die Grüne Fraktion dankt allen Beteiligten für die gute Arbeit, die trotz 

den schwierigen Rahmenbedingungen geleistet wurde. Sie wird den vorliegenden Rechnungsabschluss 

und Geschäftsbericht einstimmig genehmigen. 

Daniel Probst (FDP). Der Präsident der Finanzkommission und meine Vorredner haben sich bereits aus-

führlich zu den Zahlen geäussert. Das muss ich nicht nochmals wiederholen. Alles in allem dürfen wir 

mit der Rechnung sehr zufrieden sein. Der Kanton hat in einem sehr schwierigen Jahr eine Budgetver-

besserung von 104 Millionen Franken erzielt. Das operative Ergebnis aus Verwaltungstätigkeit weist 

einen deutlichen Ertragsüberschuss von 110 Millionen Franken aus. Wäre der Kanton eine Aktiengesell-

schaft und müsste man die Buchhaltung nicht nach HRM2 führen, wäre es sogar ein sehr guter Ab-

schluss, weil man letztes Jahr ausserordentliche Aufwände in der Höhe von 60 Millionen Franken hatte, 

vor allem aufgrund von Corona. Bedauerlich ist auch aus Sicht der FDP.Die Liberalen-Fraktion, dass im 

Jahr 2021 nicht alle geplanten Investitionen getätigt werden konnten, sondern nur 75 Millionen Fran-

ken der geplanten 115 Millionen Franken. Die Probleme der nicht ausgelösten Investitionen wurden 

bereits erwähnt. Es ist nicht so, dass die Verwaltung die Investitionen nicht tätigen will, sondern es sind 

vor allem äussere Umstände wie Einsprachen oder laufende Verfahren, die das verhindert haben. Ich 

denke, dass das ein Problem ist, das uns in Zukunft einholen wird. Fazit: Die FDP.Die Liberalen-Fraktion 

freut sich über den guten Abschluss. Wir machen uns aber auch bereits Gedanken über die Zukunft. Ein 

Abschluss ist Vergangenheitsbewältigung und eine Momentaufnahme. Er sagt nichts über die Zukunft 

aus. Wir denken, dass es weiterhin eine gute Budgetdisziplin und mehr Effizienz braucht. Richard Asch-

berger hat gesagt, dass alleine im letzten Jahr 110 neue Stellen geschaffen wurden. Das ist im Vergleich 

zum Bevölkerungswachstum überdurchschnittlich und das ist ein Problem für unseren Kanton. So kann 

es nicht weitergehen. Die Verwaltung darf nicht schneller wachsen als die Bevölkerung. Hier braucht es 

ein Korrektiv und deshalb hat die FDP.Die Liberalen-Fraktion die 1:85-Initiative lanciert. Weiter muss 
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man bedenken, dass in den nächsten drei Jahren Anleihen in der Höhe von 350 Millionen Franken zu-

rückbezahlt werden müssen. Diese können in Zukunft wohl nicht mehr zu 0 % aufgenommen werden. 

Das heisst, dass es in Zukunft Mehrkosten geben wird, wenn die Zinsen steigen. Die Refinanzierung wird 

uns also mehr kosten. Man muss bedenken, dass sich die Welt in diesem Bereich ändert und deshalb 

haben wir andere Vorzeichen. Die Inflation ist eine aufkommende oder reale Gefahr. Die Schweiz ist 

noch nicht so stark davon betroffen wie andere Länder. Wir sind bei knapp 2,5 % bis 3 %, einige Nach-

barländer sind bei 8 % bis 10 %. Das wird sich auf höhere Kosten bezüglich Energie und Bau auswirken. 

Alle Investitionen, die wir jetzt nicht tätigen konnten, werden wir in Zukunft tätigen und die Baukosten 

werden steigen. So hat auch das Auswirkungen auf den Kanton Solothurn. Zudem finden wir es weiter-

hin ungemütlich, dass ein grosser Teil des Geldes aus dem NFA kommt. Das sind pro Jahr über 

400 Millionen Franken und diese sind wahrscheinlich nicht gottgegeben. Wird es schwieriger mit dem 

Geld, werden sich die Geberkantone Gedanken machen, ob sie für den NFA noch immer so viel Geld 

ausgeben wollen. Wir können nicht davon ausgehen, dass es immer so bleibt und wir jährlich 

400 Millionen Franken erhalten. Weiter ist eine sechsfache Ausschüttung der SNB aufgenommen. Die 

einfache Ausschüttung beträgt 20 Millionen Franken. Jetzt sind es 120 Millionen Franken. Auch das ist 

nicht gegeben und die Welt wird sich wahrscheinlich ändern. So sind wir bereits bei einer halben Milli-

arde Franken, über die wir diskutieren müssen, ob diese auch in Zukunft eingehen wird. Deshalb sind 

wir sehr froh, dass der Kantonsrat in diesem Frühjahr einen überparteilichen Auftrag überwiesen hat, 

mit dem die Aufgaben überprüft werden sollen und man alsdann eine regelmässige Auslegeordnung 

macht. Sollte es nötig sein, müssen wir über einen Massnahmenplan diskutieren und den Gürtel enger 

schnallen. Wir sind froh, dass das der Kantonsrat mehrheitlich auch so gesehen hat. Der Schuldenabbau 

muss wenn möglich prioritär bleiben. Wenn man den IAFP anschaut, sieht man, dass wir im Jahr 

2026 wieder bei knapp 5000 Franken sind. Eine Gemeinde wird ab 5000 Franken zwangsverwaltet. So 

entspannt kann die Situation also nicht betrachtet werden. Die Verschuldung darf nicht stark zunehmen 

respektive ein Schuldenabbau muss, wenn möglich, vorgenommen werden. Noch einige Worte zum 

IAFP: Im Jahr 2026 haben wir einen Aufwandüberschuss von über 72 Millionen Franken, und zwar auf-

grund von weiter steigenden Kosten in den Bereichen der Gesundheitsversorgung und der sozialen 

Sicherheit. Zudem steigen die Globalbudgets stetig an und es gibt höhere Abschreibungen infolge von 

höher werdenden Nettoinvestitionen. Aufgrund der Inflation werden sie wohl noch höher sein. Schliess-

lich haben wir auch Steuerausfälle aufgrund des Gegenvorschlags. Es ist gut, dass dieser angenommen 

wurde, aber das muss auch berücksichtigt werden. Fazit: Mit dem Abschluss sind wir zufrieden, es gibt 

aber doch einige Unsicherheiten. Wir müssen auch in Zukunft aufmerksam bleiben. 

Jonas Walther (glp). Auch die die Grünliberale Fraktion nimmt das Ergebnis der Staatsrechnung 

2021 mit Dank zur Kenntnis. Der Ertragsüberschuss ist um 100 Millionen Franken höher als budgetiert. 

In diesem Ergebnis sind massgebliche Rückstellungen im Zusammenhang mit der Covid-Pandemie und 

die jährliche Abschreibung der Ausfinanzierung der Pensionskasse enthalten. Haare in der Suppe finden 

wir selbstverständlich auch in dieser Jahresrechnung beziehungsweise in diesem Geschäftsbericht und 

das haben Richard Aschberger und Daniel Probst teilweise bereits aufgezeigt. So düster sehen wir die 

Zukunft zum Glück aber nicht. Ich mache zwei Anmerkungen. An die im Planjahr nicht realisierten In-

vestitionen müssen wir uns wahrscheinlich gewöhnen. Wir gehen nicht davon aus, dass die Ein-

sprachefreudigkeit bei zunehmendem Dichtestress abnehmen wird. Weiter sind die Mehraufwände und 

die beantragten Nachtragskredite aus unserer Sicht nachvollziehbar, plausibel und in den allermeisten 

Fällen auf die Covid-Krise zurückzuführen, wobei die Covid-Pandemie für viele Kostensteigerungen 

herhalten musste. Wir müssen durchaus kritisch in die Zukunft schauen, wie sich die Kosten entwickeln 

werden. Den IAFP nehmen wir auch zur Kenntnis. Die geopolitische Lage ist dermassen unberechenbar, 

dass in Anbetracht von Kriegsängsten, Ressourcenknappheit, Fachkräftemangel und der angesproche-

nen Inflation niemand wirklich sagen kann, in welche Richtung sich unser Kanton bewegen wird. In 

diesem Zusammenhang nutze ich das Modewort «agil». Alles muss agil sein. Agiles Handeln und lang-

fristiges Denken müssen die oberste Prämisse des Regierungsrats sein, damit unser Kanton durch die 

unruhigen Zeiten geschaukelt werden kann. Die Abhängigkeit von Fremdmitteln wurde ebenfalls ange-

sprochen. Den Finanzausgleich sehen wir als Grundlage im föderalistischen System. Von den Ausschüt-

tungen der SNB sollte man sich aber mittelfristig verabschieden und sie höchstens als willkommenen 

Zustupf zur Staatsrechnung betrachten. Wir treten selbstverständlich auf das Geschäft ein und danken 

dem Regierungsrat und der Verwaltung für die geleistete Arbeit. Wir stimmen der Vorlage einstimmig 

zu. 

Peter Hodel (Vorsteher des Finanzdepartements). Vorab bedanke ich mich für die positive Aufnahme 

des Geschäftsberichts 2021. Ich bin froh festzustellen, dass wir es alle gleich sehen. Trotzdem möchte ich 
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klar sagen, dass wir nicht euphorisch, sondern sehr erfreut sind. Das ist ein Unterschied. Wie von den 

Fraktionssprechern bereits gesagt wurde, handelt es sich um eine Momentaufnahme und um Ge-

schichtsschreibung. Diese nimmt man gerne so zur Kenntnis, es gibt aber auch Dinge, die man im Auge 

behalten muss. Man muss agil bleiben, und zwar auf allen Seiten. Weil wir so schöne Zahlen haben, 

möchte ich noch einiges dazu erwähnen. Dann kann ich mich später daran erinnern, wie das klingt. Das 

Gesamtergebnis mit einem Überschuss von 82 Millionen Franken ist ausserordentlich. Ich bin froh, dass 

wir unser Eigenkapital dadurch erhöhen können. Speziell erwähnen möchte ich auch die Nettoverschul-

dung, insbesondere die Nettoverschuldung pro Einwohner. Diesen Wert kann man gut nachvollziehen 

und wir konnten eine deutliche Senkung erreichen. Das definierte Ziel ist 4000 Franken. Der IAFP zeigt 

aber, dass die Nettoverschuldung auch wieder steigen könnte. Das heisst, dass wir hier alle gefordert 

sind. Das Ergebnis hat zudem ein gutes Rating zur Folge, nämlich AA+ mit Ausblick positiv. Das ist wich-

tig, wenn der Kanton Geld beschaffen muss. Das Rating spielt auch in Bezug auf die Unternehmen, an 

denen der Kanton beteiligt oder er Alleinaktionär ist, eine Rolle, wenn es um die Kreditwürdigkeit geht. 

Der Finanzierungsüberschuss führt zu einem Selbstfinanzierungsgrad von 225 % und ermöglicht einen 

Schuldenabbau. Bezüglich der Investitionen will ich sagen, dass die Baudirektorin sehr gerne Spatensti-

che macht und sicher auch gerne noch mehr machen würde. Das kann sie aber leider nicht. In der Fi-

nanzkommission wurde über die Nettoinvestitionen diskutiert und ich möchte hier klar festhalten, dass 

es nicht unser Ziel ist, weniger Investitionen auszulösen, im Gegenteil. Wie richtig festgestellt wurde, 

schieben wir sie nur auf und damit werden sie teurer. Ich möchte nochmals betonen, dass es nicht unser 

Ziel ist, die Investitionen nicht zu tätigen. Den Dank, der dem Regierungsrat und der Verwaltung ausge-

sprochen wurde, nehme ich gerne mit und gebe ihn allen Mitarbeitenden, die wirklich gute Arbeit ge-

leistet haben, weiter. Ich möchte den Dank aber auch dem Parlament zurückgeben, und zwar für die 

Arbeit in den Globalbudgetausschüssen. Wir dürfen feststellen, dass wir bei den Globalbudgets eine 

namhafte Verbesserung erreichen konnten und das ist der guten Zusammenarbeit zwischen dem Parla-

ment und den Mitarbeitenden in den Ämtern zu verdanken. Weiter möchte ich etwas zu den äusseren 

Faktoren sagen. Dazu werden immer wieder der NFA und die Ausschüttung der SNB genannt. In Bezug 

auf den NFA nehme ich gerne die Worte des Sprechers der glp-Fraktion auf. Es geht um ein bewusstes 

föderalistisches System. Natürlich können wir über die Höhe diskutieren. Es geht aber nicht alleine um 

den Kanton Solothurn. Es gibt Kantone, die von ihren Standortfaktoren profitieren können, andere 

Kantone können das nicht. Das Ziel kann nicht sein zu sagen, dass wir unabhängig sein wollen. Das wird 

nie möglich sein und deshalb gibt es dieses System. Ich bin damit einverstanden, dass es bezüglich der 

Ausschüttung der SNB eine andere Ausgangslage ist. Aber auch hier wird eine minimale Ausschüttung 

vertraglich geregelt. Es wird also nie Null sein, es ist aber auch kein Zufallsgenerator. Die Frage ist, wie 

hoch die Ausschüttung jeweils sein wird. Es gibt weitere äussere Faktoren wie beispielsweise die Covid-

Pandemie oder den Krieg in der Ukraine. Solche müssen mitberücksichtigt werden und diese können wir 

nicht beeinflussen. Die Pandemie hatte im Jahr 2021 über alle Departemente gesehen Kosten von 

99,4 Millionen Franken zur Folge. Man kann nun sagen, dass der Abschluss noch besser gewesen wäre, 

wenn es keine Pandemie gegeben hätte. Man kann aber auch sagen, dass wir trotz der Pandemie einen 

sehr guten Rechnungsabschluss erzielt haben. Auch die Refinanzierung wurde angesprochen. Bei der 

momentanen Zinsentwicklung wäre es tatsächlich nicht sehr vorteilhaft, wenn wir jetzt refinanzieren 

müssten. Das ist zurzeit aber auch gar nicht beabsichtigt. Im Gegenteil, im Jahr 2023 werden wir eine 

Anleihe in der Höhe von 150 Millionen Franken auflösen. Die vier wichtigen Aussagen sind folgende: 

Der Rechnungsabschluss 2021 ist ein deutliches Zeichen, dass wir den Finanzhaushalt des Kantons Solo-

thurn stabilisieren können. Das ist wichtig, weil das unsere Handlungsfähigkeit in Bezug auf unsere 

Aufgaben gewährleistet. Diese Aufgaben können wir kaum beeinflussen, sondern wir müssen sie erfül-

len. Hätten wir die Handlungsfähigkeit nicht, wäre der Kanton kein verlässlicher Partner und das wäre 

für das Gesamtsystem verheerend. Das heisst aber nicht, dass wir uns ausruhen können. Das wäre falsch. 

Ich fordere alle Seiten auf, dass wir uns bezüglich des effizienten Einsatzes der uns zur Verfügung ste-

henden Mittel einig werden. Wir müssen uns darüber einig werden, welche Leistungen wir zu welchem 

Preis erbringen wollen. Auch muss die Disziplin der Mittelverwendung weitergeführt werden, die zu 

diesem positiven Ergebnis geführt hat. Zum Schluss möchte ich anmerken, dass ich froh bin, dass festge-

stellt wurde, dass der Kanton Solothurn keine Vollkaskoversicherung ist. Das kann er nicht sein, sondern 

es braucht alle Staatsebenen. In diesem Sinne danke ich herzlich für die positive Aufnahme und ich kann 

Ihnen versichern, dass der Regierungsrat noch viele Jahre erfreuliche Ergebnisse zur Kenntnis nehmen 

will. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Sie sind auf das Geschäft eingetreten und wir kommen zur Detailbera-

tung. 
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Detailberatung 

Beschlussesentwurf 1 

 

Titel und Ingress, Ziffer 1. Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Ich werde kapitelweise durch den Geschäftsbericht führen. Ich bitte Sie, 

sich zu melden, wenn Sie etwas sagen möchten. Das Kapitel 1 ab Seite 15 ist die Gesamtübersicht. Das 

Kapitel 2 ab Seite 95 sind die Jahresrechnungen, soweit sie in der Staatsrechnung enthalten sind. Das 

Kapitel 3, Behörden und Staatskanzlei, befindet sich ab Seite 99. Das Kapitel 4 ist das Bau- und Justizde-

partement ab Seite 119. Das Kapitel 5, Departement für Bildung und Kultur, finden Sie ab Seite 203. Das 

Kapital 6 ist das Finanzdepartement ab Seite 251. Das Kapitel 7, Departement des Innern, finden Sie ab 

Seite 299. Das Kapitel 8 ist das Volkswirtschaftsdepartement ab Seite 359 und das Kapitel 9 sind die 

Gerichte ab Seite 415. Das Kapitel 10 umfasst den Bearbeitungsstand der parlamentarischen Vorstösse 

und Volksäufträge. Dazu hat die Geschäftsprüfungskommission einen Antrag gestellt, dem sich der 

Regierungsrat angeschlossen hat. Ich gebe Markus Dick das Wort für die Geschäftsprüfungskommission. 

Detailberatung 

Beschlussesentwurf 2 

 

Titel und Ingress Angenommen 

Markus Dick (SVP), Sprecher der Geschäftsprüfungskommission. Die Geschäftsprüfungskommission hat 

sich mit der Finanzkommission in den Ausschusssitzungen vom 13. Mai 2022 mit der Leitung aller Depar-

temente und deren Ämter zusammengesetzt, sich den Bearbeitungsstand der parlamentarischen Vor-

stösse und Volksaufträge angeschaut und unter Vorbehalt der Ziffer 1.1 genehmigt. Der Auftrag A 

0102/2019 vom 1. Juli 2020 «Stärkung der Französisch-Kompetenzen in der Volksschule (Martin Rufer, 

FDP.Die Liberalen)» soll als unerledigt geführt werden. Das haben wir an der Sitzung der Geschäftsprü-

fungskommission vom 1. Juni 2022 in Anwesenheit von Regierungsrat Remo Ankli so beschlossen. Wir 

haben über drei Geschäfte diskutiert: über das oben genannte, über einen Planungsbeschluss und über 

einen Auftrag von Mathias Stricker zu den Französischkompetenzen. Die Geschäftsprüfungskommission 

hat die Französischkompetenzen als sehr wichtig erachtet und empfiehlt deshalb, am Thema dranzu-

bleiben und den Auftrag von Martin Rufer als unerledigt zu belassen. Wir danken den Kollegen und 

Kolleginnen der Finanzkommission für die gute Zusammenarbeit und auch den Departementen und 

Amtsleitungen für die Kooperation, die wir erfahren durften. 

  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 16] 

 

Für Annahme des Beschlussesentwurfs 1 95 Stimmen 

Dagegen 0 Stimmen 

Enthaltungen 0 Stimmen 

  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 17] 

 

Für Annahme des Beschlussesentwurfs 2 95 Stimmen 

Dagegen 0 Stimmen 

Enthaltungen 0 Stimmen 

Der bereinigte Kantonsratsbeschluss lautet: 

 

Beschlussesentwurf 2 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 76 Absatz 1 Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 

37 Absatz 1 Buchstabe e der Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986 und § 46 Absatz 1 des 

Kantonsratsgesetzes vom 24. September 1989, nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 

Regierungsrates vom 29. März 2022 (RRB Nr. 2022/476), beschliesst: 

 



 IV. Session – 10. Sitzung - 29. Juni 2022 547 

1. Der Bericht des Regierungsrates vom 29. März 2022 über den Bearbeitungsstand der parla-

mentarischen Vorstösse und Volksaufträge am 31. Dezember 2021 wird unter Vorbehalt der Ziffer 

1.1 genehmigt. 

1.1 Departement für Bildung und Kultur 

Ziffer 4.3.7: Auftrag A 0102/2019 vom 1. Juli 2020: Stärkung der Französisch-Kompetenzen in 

der Volksschule (Martin Rufer, FDP.Die Liberalen): unerledigt. 

SGB 0050/2022 

Integrierter Aufgaben- und Finanzplan (IAFP) 2023 - 2026 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 29. März 2022: 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 76 Absatz 1 Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 

37 Absatz 1 Buchstabe e der Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986 und § 46 Absatz 1 des 

Kantonsratsgesetzes vom 24. September 1989, nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 

Regierungsrates vom 29. März 2022 (RRB Nr. 2022/476), beschliesst: 

Der Bericht des Regierungsrates vom 29. März 2022 über den Bearbeitungsstand der parlamentarischen 

Vorstösse und Volksaufträge am 31. Dezember 2021 wird genehmigt. 

 

b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 19. Mai 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

 

c) Zustimmender Antrag der Justizkommission vom 19. Mai 2022 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats. 

 

d) Zustimmender Antrag der Sozial- und Gesundheitskommission vom 25. Mai 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

 

e) Zustimmender Antrag der Bildungs- und Kulturkommission vom 25. Mai 2022 zum Beschlussesent-

wurf des Regierungsrats. 

 

f) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 8. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats. 

Eintretensfrage 

Matthias Borner (SVP), Sprecher der Finanzkommission. Wir haben uns in der Finanzkommission mit 

dem Integrierten Aufgaben- und Finanzplan (IAFP) auseinandergesetzt. Die positive Entwicklung des 

Plans, der im Vergleich zu den Vorjahren positiver daherkommt, wurde durchwegs erfreut zur Kenntnis 

genommen. Der weiterhin negative Ausblick wurde nicht mehr als so dramatisch eingestuft wie in den 

Vorjahren. Deshalb gab es dieses Jahr in der Finanzkommission keine Diskussionen über einen allfälligen 

Massnahmenplan oder über ein Sparpaket. Mit dem jetzigen IAFP darf man aber auch nicht euphorisch 

sein. Das Bild verschlechtert sich mit dem Blick nach vorne weiterhin, aber nicht mehr so stark wie in der 

Vergangenheit. So wurde der IAFP als ordentlich eingestuft. Wenn man die Vorgaben der Finanzkom-

mission zum Voranschlag 2023 miteinberechnet, kann nochmals eine Verbesserung erwartet werden. 

Die derzeitigen Herausforderungen und Auswirkungen in der geopolitischen Wetterlage und damit 

auch das Aufkommen der Inflation haben zu grösseren Diskussionen geführt. Das macht die Schulden in 

Zukunft teurer und so wurde auch ins Feld geführt, dass die Ausgabenseite angeschaut werden muss. Im 

Vergleich mit der EU und den USA ist unsere Inflationsrate noch immer moderat und deshalb wurde 

angemahnt, nicht in staatlichen Aktivismus zu verfallen. Die Kosten für Rohstoffe und die Baukosten 

generell sind massiv gestiegen. Wir befassen uns hier oft mit Bauvorhaben. Darum wurde angemahnt, 

dass man die steigenden Kosten im Auge behalten muss. Auch wurde die Befürchtung geäussert, dass 

diese erhöhten Kosten im IAFP integriert sind. Darin berücksichtigt hingegen sind die Auswirkungen des 
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Gegenvorschlags der Initiative «Jetz si mir draa». Dem Bericht kann man auch entnehmen, dass man 

weiterhin Covidkosten einkalkuliert hat, jedoch auf tieferem Niveau. Der Regierungsrat bittet uns, auf 

die Vorlage einzutreten und weil ich höflich bin, komme ich diesem Wunsch nach. Obwohl es nicht re-

gelkonform ist, teile ich mit, dass die Finanzkommission das Eintreten und die Kenntnisnahme einstim-

mig beschlossen hat und ich bitte Sie, das ebenfalls zu tun. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Da das Eintreten obligatorisch ist, können wir nicht nicht auf das Ge-

schäft eintreten. Wir könnten es zurückweisen, dass soll aber nicht als Aufruf verstanden sein (Heiterkeit 

im Saal). 

Simon Bürki (SP). Ich habe bereits vor zwei Jahren, als der IAPF ein zu düsteres Szenario gezeichnet hat-

te, gesagt, dass es keinen Grund für ein Sparprogramm geben würde. Dass damals mit viel zu pessimisti-

schen Annahmen gerechnet wurde, zeigt der aktuell massiv bessere IAFP, und das trotz den noch immer 

anhaltenden Unsicherheiten, u.a. aufgrund der Entwicklung der Pandemie. Auch aus den zukünftigen 

Finanzkennzahlen, die uns hier vorliegen, lässt sich keine Notwendigkeit für Sparprogramme ableiten. 

Eigentlich muss ich gestehen, dass ich noch nie einen so guten IAFP des Kantons gesehen habe. Der IAFP 

ist ein Planungsinstrument und wird dementsprechend immer vorsichtig erstellt. Deshalb ist auch bei der 

Beurteilung Vorsicht walten zu lassen. Wie es Prognosen so an sich haben, sind sie insbesondere dann 

ungenau, wenn sie die Zukunft betreffen. So sind im IAFP logischerweise das dritte und vierte Jahr rela-

tiv ungenau. Das war auch in der Vergangenheit so und die jeweiligen Rechnungen haben jedes Mal 

besser abgeschlossen, glücklicherweise zum Teil sogar viel besser. Das zeigt deutlich auf, dass die jewei-

ligen Ereignisse genauer und zum Glück positiver sind, je kürzer der Zeithorizont ist. Das Fazit daraus 

lautet ebenfalls, dass es keinen Massnahmenplan, kein Sparprogramm und keinen Runden Tisch 

braucht. Der IAFP ist nicht nur ein Finanz-, sondern - wie es der Name bereits sagt - auch ein Aufgaben-

plan. Die Fraktion SP/Junge SP wird den IAFP zur Kenntnis nehmen, nicht nur wegen den Zahlen, son-

dern auch wegen den Aufgaben und Projekten, die darin aufgeführt sind. Im Grunde genommen ist das 

der wichtigere Teil, auch wenn weniger und / oder kaum darüber gesprochen wird. Einige wichtige 

Punkte, die darin enthalten sind und die man unserer Meinung nach unterstützen muss und auch er-

wähnen darf, sind beispielsweise Umweltschutzprojekte wie die Sanierung der Kugelfänge oder Hoch-

wasserschutzmassnahmen. Weiter gibt es eine ganze Reihe von verschiedenen sozialen und gesund-

heitspolitischen Massnahmen wie zum Beispiel Armut und Armutsbekämpfung. Last but not least ist für 

uns auch wichtig, dass im IAFP verschiedene Meilensteine bezüglich der Umsetzung der E-Government-

Strategie enthalten sind. Wir hoffen, dass der Kanton den Digitalisierungsschritt endlich macht und so 

erfolgreich aus der Steinzeit herauskommt. Der IAPF setzt im Sinne eines Planungsinstruments klare 

Vorgaben für den Regierungsrat für die nächsten Jahre. Wir nehmen ihn also nicht nur als finanzielles, 

sondern auch als inhaltliches Planungsinstrument zur Kenntnis und erwarten, dass die erwähnten Mass-

nahmen mit Nachdruck entsprechend umgesetzt werden. Wir werden den Regierungsrat selbstverständ-

lich an diesen gesteckten Zielen messen. Die Fraktion SP/Junge SP nimmt den IAFP zur Kenntnis. 

Heinz Flück (Grüne). Auch die Grüne Fraktion nimmt den IAFP zur Kenntnis. Uns ist bewusst, dass gewis-

se Dinge noch nicht darin enthalten sind, beispielsweise die Auswirkung des angenommenen Gegenvor-

schlags. Wie beim Geschäftsbericht bereits erwähnt, dürfen wir auch das Personal nicht vergessen. Die 

hohen und im letzten Jahr nur teilweise realisierten Investitionen tauchen hier wieder auf. Das sieht 

man am Selbstfinanzierungsgrad, der von 90 % im nächsten Jahr auf 18 % im Jahr 2026 sinkt. Trotzdem 

sieht dieser IAFP weniger düster aus als noch vor einem Jahr. Ob man aber auf weitere Verbesserungen 

hoffen darf, ist fraglich. Es gibt mehr Unsicherheiten wie zum Beispiel bezüglich der Höhe der Ausschüt-

tung der SNB, wie bereits bei der Diskussion zur Rechnung mehrfach bemerkt wurde. Wie gesagt sind 

Prognosen immer unsicher, weil sie die Zukunft betreffen. Der Regierungsrat hat den IAFP zum Zeit-

punkt der Erstellung so realistisch wie möglich erarbeitet. Den jetzt in gewissen Punkten aber bereits 

wieder überholten Stand des Irrtums - wie man so schön entlarvend sagt - nimmt die Grüne Fraktion 

einstimmig zur Kenntnis. 

Fabian Gloor (Die Mitte). Ich möchte noch eine kurze Ergänzung zu meinem vorherigen Votum machen. 

Wenn man sich den IAFP zu Gemüte führt, wird bewusst, dass es dem Kanton wohl nicht langweilig 

wird. Wir haben gehört, dass die Umsetzung der Investitionen zu Recht erwartet wird, und zwar von 

links bis rechts. Das bedingt aber, dass die Projekte umgesetzt werden können. Auf die rechtlichen As-

pekte hat der Finanzdirektor bereits hingewiesen. Es braucht aber auch die Personen, die das entspre-

chend vorwärtsbringen. Es wurden vorhin Aussagen zu den Stellen gemacht. Aber wer A sagt, muss 

zumindest zum Teil auch B sagen. Aber auch aus unserer Sicht gilt es nicht einfach zu sagen, dass man 
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Stellen schaffen soll und die Probleme damit erledigt sind. Ich denke, dass es wichtig ist, dass man das 

umfassend anschaut und dafür wurde die Aufgabenüberprüfung eingeleitet. Ich rate dazu, dass diese 

hinzugezogen werden soll, um allfällige Diskussionen über Stellen fundiert führen zu können. Im ver-

gangenen Jahr gab es gewisse Sondereffekte, die zum Stellenwachstum geführt haben. Stichworte sind 

die Kantonalisierung von gewissen Aufgaben, aber auch die ganze Corona-Situation. Der IAFP ist für 

uns insgesamt im ordentlichen Bereich. Aber wie bereits bei der Rechnung gesagt, müssen wir weiterhin 

Vernunft und Vorsicht walten lassen. 

Peter Hodel (Vorsteher des Finanzdepartements). Es wurde richtig festgestellt, dass es beim IAFP nicht 

nur um die Finanzen geht, sondern auch um die Aufgaben, die sich der Regierungsrat über diesen Zeit-

horizont gibt. Ich möchte aber trotzdem vor allem auf die Zahlen zu sprechen kommen, sozusagen von 

Amtes wegen. Vorhin haben wir das Wort «Agilität» gehört. Dieses kommt im IAFP auch vor. Wir müs-

sen aber auch die Volatilität dazu nehmen. Wie bereits gesagt wurde, war die Situation noch eine ande-

re, als wir den IAFP erstellt haben, auch wenn schon gewisse Vorzeichen vorhanden waren. Im IAFP sind 

gewisse Faktoren enthalten, die sich hinsichtlich des Voranschlags 2023 noch verändern könnten, wenn 

leider auch nicht unbedingt zum Positiven. In Kürze wird der Abschluss der SNB publiziert. Dort sehen 

wir eine Entwicklung, die auf die Anzahl der Ausschüttungen an die Kantone einen Einfluss haben kön-

nen. Die maximale Ausschüttung beträgt 6 Milliarden Franken. Davon gehen zwei Drittel zu den Kanto-

nen, ein Drittel geht zum Bund. Im vorliegenden IAFP ist die sechsfache Ausschüttung eingeplant. Ab 

dem Jahr 2024 sind fünffache Ausschüttungen aufgenommen. Das kann also einen Einfluss haben. Wie 

bereits erwähnt, beträgt die einfache Ausschüttung etwas über 20 Millionen Franken. Je nach Ausschüt-

tung würde unser IAFP anders aussehen. Das sage ich nicht im Sinne der Schwarzmalerei, sondern hin-

sichtlich einer transparenten Kommunikation. Der IAFP zeigt auch, dass die weiteren Jahre nicht mehr 

ganz so gut sein werden. Das hat unter anderem mit der Steuervorlage aufgrund des Gegenvorschlags 

zu tun, der im IAFP abgebildet wird. Auch zu erwähnen ist der Nationale Finanzausgleich (NFA). Die 

Anhörung der Kantone ist noch am Laufen, es kann aber gesagt werden, dass der Kanton Solothurn 

aufgrund der Entwicklung der Geber- und der Nehmerkantone 16 Millionen Franken mehr erhalten 

wird. Im IAFP wird es wohl noch Anpassungen betreffend der Kosten aufgrund der Corona-Pandemie 

geben. Dazu wird dem Parlament eine separate Vorlage vorgelegt. Zurzeit werden die Zahlen eruiert 

respektive überprüft. Bezüglich der Investitionen ist die Stadtmistsanierung in Solothurn ein grösseres 

Projekt, das im IAFP berücksichtigt ist. Nicht enthalten sind allfällige Lohnanpassungen. Das möchte ich 

hier klar deponieren. Die Verhandlungen zwischen dem Regierungsrat und den GAV-Partnern stehen 

noch an und werden voraussichtlich nach den Sommerferien gestartet. Den Medien konnte man ent-

nehmen, dass gewisse Bedarfe angemeldet werden. In die Verhandlungen wollen wir offen einsteigen. 

Ich möchte noch einige andere Punkte erwähnen, so die OECD-Mindestbesteuerung. Hier ist die Heraus-

forderung, dass niemand weiss, welchen Einfluss dieses Geschäft hat, obwohl wir die Rahmenbedingun-

gen und die gesetzlichen Grundlagen kennen. Es geht um die Mindestbesteuerung der Unternehmen, 

die einen Gewinn von 750 Millionen Franken und mehr ausweisen. Diese werden international mit 

15 % besteuert. Das kann mehr Steuereinnahmen generieren, aber diese dürfen wir nicht mit Steuerge-

schenken gleich wieder verteilen, sondern es braucht Massnahmen. Auch Firmen im Kanton Solothurn 

sind davon betroffen und mit diesen sind wir im Gespräch, ebenso mit den betreffenden Verbänden. 

Trotzdem bestehen sehr grosse Unsicherheiten. Passieren wird das Ganze zwischen 2023 und 2026. Im 

Jahr 2023 wird es eine Volksabstimmung darüber geben, weil die Bundesverfassung entsprechend an-

gepasst werden muss. Als letzten Punkt möchte ich die Digitalisierung ansprechen. Diese wird Einfluss 

auf unsere künftige Entwicklung haben und wird zum ersten Mal im Rahmen des Voranschlags 2023 zur 

Kenntnis genommen werden. Wir haben sie zur Kenntnis genommen und ich möchte darauf hinweisen, 

dass es eine äussere Volatilität gibt, die wir nicht beeinflussen können, sondern die wir zum Zeitpunkt 

der Verabschiedung des Voranschlags 2023 einfach einrechnen müssen. 

 

Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress Angenommen 

Kein Rückkommen.  
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Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 18] 

 

Für Annahme des Beschlussesentwurfs 96 Stimmen 

Dagegen 0 Stimmen 

Enthaltungen 0 Stimmen 

SGB 0064/2022 

Projektergänzungen beim A1-Ausbau im Gäu; Bewilligung eines Verpflichtungskredits  

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 3. Mai 2022: 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf § 52 Abs. 2 und § 56 Abs. 1 Bst. a des Gesetzes über die wir-

kungsorientierte Verwaltungsführung ) und § 5 des Gesetzes über die Steuern und Gebühren für Motor-

fahrzeuge und Fahrräder, nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 

3. Mai 2022 (RRB Nr. 2022/721), beschliesst: 

1. Für die Realisierung der «Projektergänzungen beim A1-Ausbau im Gäu» wird ein Verpflichtungskre-

dit von brutto 9'400'000 Franken (inkl. MWST.) bewilligt (Basis Schweizerischer Baupreisindex, Teilin-

dex Tiefbau, Stand 1. April 2018). Davon in Abzug kommt ein voraussichtlicher Bundesbeitrag in der 

Höhe von voraussichtlich 5'640'000 Franken. Der Betrag basiert auf einem Vorprojekt und weist eine 

Genauigkeit von +/- 20 % auf. 

2. Der Verpflichtungskredit nach Ziffer 1 verändert sich um die teuerungsbedingten Mehr- oder Min-

derkosten. 

3. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt.  

4. Der Dringliche Auftrag fraktionsübergreifend: Untertunnelung/Einhausung beim A1-Ausbau im Gäu 

(KRB Nr. AD 0213/2020) wird abgeschrieben. 

 

b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 9. Juni 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

 

c) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 15. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats. 

 

d) Antrag Fraktion SP/junge SP vom 23. Juni 2022: 

Zu Punkt 11 Beschlussesentwurf, Abs. 1: 

Für die Realisierung der «Projektergänzungen beim A1-Ausbau im Gäu» wird ein Verpflichtungskredit 

von brutto 159'400'000 Franken (inkl. MWST) bewilligt (Basis Schweizerischer Baupreisindex, Teilindex 

Tiefbau, Stand 1. April 2018). Davon in Abzug kommt ein voraussichtlicher Bundesbeitrag in der Höhe 

von voraussichtlich 95'640'000 Franken. Der Betrag basiert auf einem Vorprojekt und weist eine Genau-

igkeit von +/- 20 % auf. 

 

e) Antrag Benjamin von Däniken (Die Mitte, Kestenholz) vom 24. Juni 2022: 

Ziffer 1 soll lauten: 

Für die Realisierung der «Projektergänzungen beim A1-Ausbau im Gäu» wird ein Verpflichtungskredit 

von brutto 21'500’000 Franken (inkl. MWST) bewilligt (Basis Schweizerischer Baupreisindex, Teilindex 

Tiefbau, Stand 1. April 2018). Davon in Abzug kommt ein voraussichtlicher Bundesbeitrag in der Höhe 

von voraussichtlich 12'900’000 Franken. Der Betrag basiert auf einem Vorprojekt und weist eine Genau-

igkeit von +/- 20 % auf. 

Eintretensfrage 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir haben geplant, dass wir je nach Zeitverlauf die Eintretensdebatte 

heute führen und die Detailberatung nächste Woche vornehmen. Das scheint nicht nötig zu sein. Nun 

geht es mehr darum, wie wir die Pause planen. Ich schlage vor, dass wir mit dem Kommissionssprecher 
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und den Fraktionssprechern starten und nach ihnen allenfalls die Pause einschieben, je nachdem wie die 

Diskussion verläuft. Ich mache noch einen Hinweis aufgrund von Fragen aus dem Ratskreis. Die Umwelt-, 

Bau- und Wirtschaftskommission hat im Nachgang der Behandlung dieses Geschäfts zwei Aufträge for-

muliert. Diese werden im Rahmen der aktuellen Session eingereicht. Die beiden Aufträge betreffen 

eigene Themenkomplexe, die nicht Bestandteil dieser Vorlage sind und somit als separate Geschäfte 

behandelt werden. 

Thomas Lüthi (glp), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Zur möglichen Optimierung 

beim Sechsspur-Ausbau wurde hier im Kantonsrat schon einiges an Hirnschmalz und an Redezeit inves-

tiert. Auch unsere Kommission hat sich mit dem heute vorliegenden Geschäft ausgiebig und in zwei 

Lesungen beschäftigt. Zuerst kurz zur Historie: Am 16. Dezember 2020, also vor etwa eineinhalb Jahren, 

hatte der Kantonsrat damals in der Rythalle in Solothurn einen dringlichen Auftrag überwiesen. Mit 

diesem wurde der Regierungsrat beauftragt, mit dem Bundesamt für Strassen (ASTRA) bezüglich dem 

A1-Ausbau in Verhandlung zu treten, um die Realisierung von Zusatzmassnahmen wie Tunnel- bezie-

hungsweise Einhausungslösungen und die Erhöhung von Lärmschutzwänden im Gäu zu erwirken. Der 

Kantonsrat hat gesagt, dass die Resultate des Runden Tisches, der Schlussbericht vom August 2020, als 

Grundlage für diese Verhandlungen gelten sollen. Weiter haben wir dem Regierungsrat den Auftrag 

gegeben, uns zu einem geeigneten Zeitpunkt eine entsprechende Finanzierungsvorlage vorzulegen. Die 

zu prüfenden Elemente waren mit dem Hinweis auf den Schlussbericht also klar umrissen und der Auf-

trag von uns als Parlament an den Regierungsrat war klar. Bestandteil dieses Schlussberichts ist die Tun-

nellösung mit einer Gesamtlänge von 500 Metern, die Einhausung in Oensingen und die Erhöhung und 

der Bau von Lärmschutzwänden. Das Parlament hat dem Regierungsrat aber einen gewissen Spielraum 

eingeräumt, indem er auch bessere Möglichkeiten prüfen kann. Das hatte mein Vorgänger in der Um-

welt-, Bau- und Wirtschaftskommission damals in der Ratsdebatte auch ausgeführt und gesagt: «Abwei-

chungen und bessere Lösungen sollen in der Ausarbeitung der Finanzierungsvorlage Platz haben.» Der 

Regierungsrat hat in der vorliegenden Botschaft die beiden Grundvarianten aus dem Schlussbericht, 

nämlich die Untertunnelung in Kestenholz/Niederbuchsiten mit einer Länge von 500 Metern und die 

Einhausung in Oensingen, ebenfalls mit einer Länge von 500 Metern, geprüft. Weiter werden uns fünf 

verschiedene Varianten für neue beziehungsweise für verlängerte oder erhöhte Lärmschutzwände prä-

sentiert. Für jede Variante wurden die Bruttokosten auf der Grundlage des Vorprojekts mit einer Kos-

tengenauigkeit von +/- 20 % ermittelt und diese wurden durch einen vom Kanton beauftragten, exter-

nen Kostenplaner validiert. Welchen Anteil dieser Kosten wir für die Realisierung sowie für den 

Mehraufwand für den Unterhalte zu tragen haben, ist auf Bundesebene geregelt und war nicht Teil der 

Verhandlungen. In der Vorlage finden Sie die detaillierte Aufstellung der Kosten, insbesondere auch die 

Wirkung der einzelnen Massnahmen. Der Regierungsrat beantragt dem Kantonsrat die Kosten zur Ver-

längerung der Lärmschutzwand in Oensingen, also die Variante V1.3a, in der Höhe von brutto 

9,4 Millionen Franken, netto 3,8 Millionen Franken, zum Beschluss. Bei dieser Lärmschutzwand handelt 

es sich um eine Verlängerung Richtung Westen. Diese Lärmschutzwand ist im Ausführungsprojekt Rich-

tung Osten bereits beinhaltet und wurde vom Bund so genehmigt. Es geht um eine Länge von 

800 Metern entlang der Ausfahrt auf der Nordseite der Autobahn bei der Ausfahrt Oensingen. In dieser 

Variante ist auch eine Erhöhung der im Ausführungsprojekt enthaltenen Lärmschutzwand weiter östlich 

eingerechnet. Mit dieser Variante können im Lärmschutzbereich, insbesondere beim Schulzentrum in 

Oensingen, massgebliche Verbesserungen erzielt werden. 

Das Kosten-Nutzen-Verhältnis war in der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission in beiden Lesungen 

immer wieder ein Thema. Unsere Kommission kann die Überlegungen des Regierungsrats in diesem 

Bereich sehr gut nachvollziehen und eine Kommissionsmehrheit kommt zum gleichen Schluss. Neben 

dem aus unserer Sicht schlechten Kosten-Nutzen-Verhältnis haben aber auch die Verzögerungen beim 

Sechsspur-Ausbau zu reden gegeben, falls der Kantonsrat die Variante der Untertunnelung in die Vorla-

ge aufnehmen würde. Die vom Ausweichverkehr stark betroffenen Gemeinden und die Wirtschaft im 

Gäu wünschen sich eine schnelle Umsetzung der Engpassbeseitigung in dieser Region. Mit einer Auf-

nahme der Untertunnelung müsste, je nach Quelle, mit Verzögerungen von fünf bis sechs Jahren ge-

rechnet werden. Neben dem Kosten-Nutzen-Verhältnis und den Verzögerungen durch die Tunnelvarian-

ten gaben in der Kommission auch die Folgen der Untertunnelung für die Landwirtschaft 

beziehungsweise für den Bodenverbrauch zu reden. Ein Argument für die Tunnellösung war immer 

auch der reduzierte Kulturlandverlust durch die Nutzung der Tunnelüberschüttung als landwirtschaftli-

che Nutzfläche. In der Botschaft des Regierungsrats wird von einem Flächengewinn für die Landwirt-

schaft von 0,4 Hektaren gesprochen. Man hat diese Berechnung im Verlauf der Kommissionsberatungen 

nochmals verifizieren und detailliert ausarbeiten lassen. Zu den neuen Zahlen gibt es eine Differenz von 

rund einer Hektare zugunsten der gewonnenen respektive weniger verbrauchten Fläche. Nach der ak-
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tuellen Betrachtungsweise würde die Tunnelvariante etwa 1,5 Hektaren Boden weniger verbrauchen 

beziehungsweise unter der Autobahn verschwinden. Diese Differenz zur Botschaft ergibt sich aus einem 

Flächengewinn auf der Nordseite der Autobahn an der Dünnern. An der grundsätzlichen Beurteilung 

des Nutzens für die Landwirtschaft hat sich durch diesen Aspekt bei der Mehrheit der Kommission aber 

nichts geändert. Zusammengefasst sprechen für die Kommissionsmehrheit das Kosten-Nutzen-

Verhältnis, die grossen Verzögerungen und die damit verbundene Belastung der Dörfer sowie der un-

verhältnismässig geringe Gewinn im Bereich des Bodenverbrauchs dafür, sich auf die vom Regierungsrat 

beantragte Variante mit der Lärmschutzwand in Oensingen zu beschränken. Anmerken möchte ich noch 

- die Präsidentin hat es einleitend bereits gesagt - dass wir im Rahmen dieser Session zwei Kommissions-

aufträge einreichen werden. Sie konnten das dem Protokoll der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommis-

sion und der Medienmitteilung entnehmen. Wir möchten den Regierungsrat mit einem separaten Ge-

schäft beauftragen, beim Bund einzufordern, dass zum Realisierungszeitpunkt der beste 

lärmdämmende Belag eingebaut und eine entsprechende Güterregulierung mitfinanziert werden. Wie 

gesagt sind das aber separate Geschäfte, die zu einem späteren Zeitpunkt behandelt werden. Unsere 

Kommission hat den Antrag, die Untertunnelung in diese Vorlage aufzunehmen, dem Beschlussesent-

wurf des Regierungsrats gegenübergestellt. Der Beschlussesentwurf hat in der Abstimmung mit 

4:3 Stimmen bei 6 Enthaltungen obsiegt. Der Antrag von Däniken, der uns heute vorliegt, wurde in der 

Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission so nicht gestellt und entsprechend auch nicht im Detail de-

battiert. Als Kommissionssprecher kann ich deshalb nichts dazu sagen. Unsere Kommission beantragt 

Ihnen also die Zustimmung zum Beschlussesentwurf des Regierungsrats. 

Philipp Heri (SP). Dass wir heute über Projektergänzungen beraten, ist leider auch dem Umstand ge-

schuldet, dass damals, als das generelle Sechsspurausbauprojekt in den Kinderschuhen steckte, von Sei-

ten des Kantons, des Regierungsrats und / oder des zuständigen Departements viel zu wenig oder zu 

wenig intensiv interveniert und verhandelt wurde. So hätte allenfalls eine bessere Lösung für diesen 

Ausbau erreicht werden können, beispielsweise analog der Witi in Grenchen. So wurde ein Projekt auf-

gegleist, das man heute gut und gerne als Minimalstvariante bezeichnen kann. Offenbar hatte man 

damals als einziges Ziel verfolgt, den Ausbau möglichst rasch zu vollziehen. Das ist aus Sicht der Ge-

meinden, die mit der Stausituation und dem Ausweichverkehr belastet sind, grundsätzlich verständlich. 

Aus kantonaler Sicht darf das aber nicht das einzige Ziel sein. An diesem Umstand ist leider nichts mehr 

zu ändern. Das Projekt war aufgelegen - ob gut oder schlecht, diese Chance ist verpasst. Es gibt aber 

noch kleine, zweite Chance, etwas zu machen. Das ist in unseren Augen neben der vorgeschlagenen 

Lärmschutzwand eben die Untertunnelung Kestenholz / Niederbuchsiten, die Variante V1.1. Wie bereits 

im dringlichen, fraktionsübergreifenden Auftrag vom November 2020 - den übrigens sehr viele hier im 

Rat mitunterzeichnet haben - richtig festgehalten wurde, ist der Ausbau der A1 auf sechs Spuren ein 

massiver Eingriff in Natur und Landschaft, der grosse Flächen von Landwirtschaftsland versiegelt. Im 

Rahmen der Diskussionen über das neue Zentralgefängnis im Schachen haben sich ebenfalls einige hier 

im Saal sehr darüber ausgelassen, wie schlimm die Versiegelung der Fläche von 2,2 Hektaren ist. So hat-

te beispielsweise Kevin Kunz den Verlust von Grünflächen grundsätzlich beklagt und Patrick Friker hatte 

gesagt, dass jeder Quadratmeter Landwirtschaftsland, der für unsere Gesellschaft geopfert wird, 

schlecht ist. Martin Flury hatte gesagt, dass der Boden die Lebensgrundlage für uns alle bildet. Es sei 

nicht vertretbar, dass 2,2 Hektaren Land zubetoniert werden. Ich könnte noch etliche weitere nennen, 

die sich damals für das Land und die Landschaft respektive für die Landwirtschaft eingesetzt haben. Ich 

kann allen grundsätzlich recht geben. Uns geht es heute nämlich um das Gleiche. Nur ist es heute so, 

dass diese Fläche bereits versiegelt ist, wir jetzt aber noch die einzige Chance haben, der Natur, der 

Landwirtschaft, der Landschaft und der Bevölkerung wenigstens 500 Meter zurückzugeben. In der heu-

tigen Zeit müssen wir immer wieder und zunehmend auch intensiver dafür sorgen, dass wir der Natur 

Flächen zurückgeben können oder - wie vorhin erwähnt - dass wir sie gar nicht erst versiegeln. Die Pro-

jektergänzung «Untertunnelung» mag lärmtechnisch vielleicht nicht sehr viel bringen, hingegen bringt 

sie der Natur umso mehr, ebenso den Landwirten, nämlich die 1,3 Hektaren bis 1,5 Hektaren, die der 

Kommissionssprecher erwähnt hat. Diese können bewirtschaftet werden oder zumindest als Ausgleichs-

fläche dienen. Ich komme zu den Kosten. Dem damaligen Versäumnis ist auch zu verdanken, dass wir 

heute nicht nur von den Baukosten reden, sondern auch von den kapitalisierten Betriebs- und Unter-

haltskosten, und das notabene über 50 Jahre lang. So ist es kein Wunder, dass der Tunnel 150 Millionen 

Franken kostet. Zieht man allerdings den Bundesbeitrag, die Betriebs- und Unterhaltskosten und die 

Mehrwertsteuer ab, so liegen die eigentlichen Baukosten für den Kanton Solothurn noch bei 

36,28 Millionen Franken - das übrigens im Verhältnis zu den Gesamtkosten beim Bund von 

868 Millionen Franken. Es ist grundsätzlich schwierig, den Nutzen für die Natur, für das Klima, für das 

Dünnernprojekt, das in der Nähe realisiert wird, für die Bevölkerung und für die Landwirtschaft zu kapi-
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talisieren und so abschätzen zu können, ob uns das dieser Preis wert ist. Unserer Fraktion ist das dieser 

Preis ganz klar wert. Je länger wir mit solchen Massnahmen warten, desto teurer wird uns das am 

Schluss zu stehen kommen. Wir sollten die letzte Chance bei diesem Projekt nutzen und neben der vor-

geschlagenen Lärmschutzwand zumindest auch den Tunnel realisieren. Ich komme zum Argument, dass 

immer wieder gegen den Tunnel verwendet wird und das ist der Zeitfaktor. Die Gemeindepräsidenten, 

der Solothurner Bauernverband und Naturverbände haben sich an den Runden Tisch gesetzt und unter 

anderem die Tunnelvariante vorgeschlagen, im Bewusstsein, dass dadurch eine Verzögerung entsteht. 

Man hat sie trotzdem vorgeschlagen, weil man davon überzeugt war oder noch immer ist. Weiter ist mir 

nicht klar, wieso eine solche Verzögerung überhaupt entstehen soll. Es wurde bereits entschieden, dass 

man mit dem Bau im Westen starten will. Bis man in Kestenholz angekommen ist, ist auch der Tunnel 

genehmigt. Wer könnte überhaupt noch ein Interesse daran haben, das Projekt zu verzögern? Die Ge-

meindepräsidenten wollen den Ausbau möglichst rasch und die Wirtschaft ebenfalls. Die Naturverbände 

wollen vor allem den Tunnel für die Natur und die Bauern erhalten mehr Land. Ich sehe weit und breit 

keine Gegnerschaft. Es müsste also zügig vorangehen und damit die Verzögerung minimalst gehalten 

werden. Noch eine Nebenbemerkung: Das Stauumfahrungsproblem ist nach dem Ausbau nicht etwa 

gelöst, sondern es wird lediglich verlagert oder zumindest teilweise verlagert. Wenn die sechs Spuren 

aus dem Gäu in Luterbach auf vier Spuren treffen, entsteht der Stau dort und der Umgehungsverkehr 

führt durch das Wasseramt. Das konnte man bis letzte Woche sehr gut beobachten, als die ASTRA-

Brücke noch gestanden ist und alles hintenherum gefahren ist. Ich komme langsam zum Schluss meines 

Votums, möchte aber noch etwas erwähnen. Wir haben einen schönen Legislaturplan 2021 bis 

2025. Diesem ist zu entnehmen, dass sich der Regierungsrat einen sehr wichtigen Schwerpunkt gesetzt 

hat. Er möchte die Lebensgrundlagen nachhaltig schützen und nutzen. Ich zitiere: «Die natürlichen Res-

sourcen Boden, Wasser und Luft sowie Natur und Landschaft sind zu schonen beziehungsweise nachhal-

tig zu nutzen. Nachteilige Auswirkungen auf die natürlichen Lebensgrundlagen und die Bevölkerung 

sowie zukünftige Generationen sollen vermieden oder gesamthaft gering gehalten werden.» Ich mache 

einen Sprung: «Neue Biodiversitätsflächen sowie insbesondere auch deren Vernetzung als Grundlage für 

Pflanzen und Tiere sind zu fördern. Die Voraussetzungen für Artenvielfalt und Lebensräume der ein-

heimischen Wildtiere sind zu verbessern.» Noch ein bisschen weiter: «Die Beseitigungen von Umweltbe-

lastungen vergangener Zeiten ist weiter voranzutreiben.» Es will mir wohl niemand sagen, dass die Au-

tobahn nicht in die Kategorie der Umweltbelastungen fällt. Im Ziel 2.3.3 «Biodiversität umfassend 

fördern» wird es noch ein wenig konkreter. Geschätzter Regierungsrat, wieso steht in Ihrer Botschaft 

nichts von all dem? Ich bin bisher davon ausgegangen, dass das zumindest Ihr Handeln leiten sollte. In 

meinen Augen geht es nicht noch deutlicher. Zusammengefasst: Liebe Landschaftsschützer, Bäuerinnen, 

Waldbefürworter und Lebensgrundlagenerhalterinnen, geben Sie sich einen Ruck. Schlucken wir zu-

sammen die Kröte der Mehrkosten zugunsten der Natur und der nachfolgenden Generationen. Die 

Fraktion SP/Junge SP dankt Ihnen für die Unterstützung dieses ergänzenden Kreditantrags. 

Kuno Gasser (Die Mitte). Zuerst möchte ich dem Kommissionssprecher herzlich danken. Er hat den Wer-

degang dieser Leidensgeschichte sehr ausführlich und detailliert geschildert. Die Verzögerung von sechs 

bis sieben Jahren wurde in unserer Fraktion sehr eingehend diskutiert. Wir verlassen uns grossmehrheit-

lich darauf, dass die Gäuer Gemeindepräsidenten etwas machen wollen, das für ihre Bevölkerung 

stimmt und sie den Ausweichverkehr, der durch den Stau entsteht, möglichst schnell weghaben wollen. 

Bei der Untertunnelung in Kestenholz sehen wir die Probleme vor allem dahingehend, dass es keinen 

Tunnel wie in der Grenchner Witi geben kann. Dieser Tunnelbau muss dann stattfinden, wenn der Ver-

kehr daran vorbeirauscht. Dieser Bau ist also anspruchsvoller, als wenn der Verkehr noch nicht fliessen 

würde. Deshalb sind wir in unserer Fraktion zum Schluss gekommen, dass das Kosten-Nutzen-Verhältnis 

der Untertunnelung nicht ganz im erhofften Ausmass ist. Wir tendieren grossmehrheitlich dazu, die 

Vorlage des Regierungsrats zu unterstützen. Es geht um die Lärmschutzwand in Oensingen, mit der vor 

allem auch das Schulhaus aus dem Kataster der Lärmstandorte herausgenommen werden kann. Weiter-

gehende Massnahmen sind wie bereits gesagt mit grossen Verzögerungen des Projekts verbunden, weil 

es wieder neu aufgelegt werden muss. Wir haben heute in einer anderen Debatte bereits gehört, dass 

praktisch jede grössere Baustelle des Kantons gerichtlich angefochten und letztlich bis ans Bundesge-

richt weitergezogen wird. So gesehen geht es der Mehrheit unserer Fraktion darum, möglichst schnell 

einen Nutzen zu erzielen, der für den Kanton auch finanzierbar ist. Wie bereits gesagt, werden wir dem 

Antrag des Regierungsrats grossmehrheitlich folgen. 

Samuel Beer (glp). Eine Mehrheit unserer Fraktion unterstützt die Haltung des Regierungsrats. Sowohl 

die Tunnellösung wie auch die über die Vorlage hinausgehenden Lärmschutzwände weisen ein deutlich 

zu schlechtes Kosten-Nutzen-Verhältnis aus und führen zu massiven Verzögerungen bei der Engpassbe-
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seitigung. Für die stark belastete Bevölkerung sowie für die Anliegen von Natur und Landschaft im Gäu 

müssen wir aber von verpassten Chancen reden. Leider ist es nicht früh genug gelungen, politische 

Mehrheiten für echte Optimierungen zu finden. Der Entscheid der Mehrheit unserer Fraktion ist für uns 

ein Entscheid der Verhältnismässigkeit oder der Vernunft. Wirklich glücklich sind wir über diese Lösung 

nicht. Als nächstes steht das Projekt der Revitalisierung der Dünnern im Gäu zur Debatte. Die glp-

Fraktion wird sich dafür stark machen, dass der Kanton dort den Beitrag für eine intakte Umwelt leisten 

wird. 

Johannes Brons (SVP). Es ist eine lange Geschichte. In zwei organisierten Treffen wurden von den Ver-

antwortlichen und den Betroffenen intensive Diskussionen geführt und Erwägungen gemacht. Aus heu-

tiger Sicht wurden die Untertunnelung und die Einhausung hauptsächlich aus finanziellen Gründen 

fallen gelassen. Die lange Baubewilligungszeit von fünf bis sieben Jahren würde den Ausbau der 

A1 massiv verzögern. Geprüft wurden verschiedene Lärmschutzwände und deren Standorte. Berücksich-

tigt wurden das beste Preis-Leistungs-Verhältnis und der beste Lärmschutz für die Anwohner. Die Lärm-

schutzwand, die aus Sicht der SVP-Fraktion proaktiv weiterverfolgt werden kann, ist die Lärmschutz-

wand Oensingen V1.3a mit Kosten in der Höhe von 9,4 Millionen Franken. Diese Variante unterstützt 

die SVP-Fraktion, so wie sie vom Regierungsrat vorgeschlagen wurde und vom Kanton zusätzlich mitfi-

nanziert wird. Wir möchten unbedingt auf die Thematik der Photovoltaikanlagen auf den Lärmschutz-

wänden hinweisen. Diese soll aufgenommen werden. Wir haben auch in der Umwelt-, Bau- und Wirt-

schaftskommission vertiefte Fragen gestellt, die sehr ausführlich beantwortet wurden. So haben wir in 

allen anderen Varianten der Lärmschutzwände keinen Mehrwert gefunden. Zu den beiden Anträgen: 

Die SVP-Fraktion lehnt den Antrag der Fraktion SP/Junge SP «Untertunnelung Kesten-

holz / Niederbuchsiten 500 Meter V1.1» ab. Dieses Projekt ist, wie bereits erwähnt, zu teuer und verzö-

gert den A1-Ausbau um Jahre, was in keinem Verhältnis steht und eine weitere, grosse Verzögerung für 

die im Stau stehenden Automobilisten bedeutet. Die SVP-Fraktion lehnt den Antrag von Benjamin von 

Däniken «Variante V2c - Lärmschutzwand für 12,1 Millionen Franken» ab. Diese Variante wurde in der 

Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission ebenfalls diskutiert und auch hier stimmt das Preis-Leistungs-

Verhältnis nicht. Deshalb hat die Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission den Antrag gestellt, wäh-

rend der Bauzeit einen Flüsterbelag einzubauen. Das wird zu massiv weniger Lärm führen und hat fast 

den gleichen Effekt wie eine Lärmschutzwand. Somit wird der Kanton finanziell entlastet. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Ich sehe, dass Rolf Sommer auf der Zuschauertribüne eingetroffen ist. 

Ich heisse ihn herzlich willkommen. 

Heinz Flück (Grüne). Ich sage nun nichts mehr zur verpassten Chance. Als Verbandsvertreter war ich 

Teilnehmer am Runden Tisch und ich muss sagen, dass sich bei mir eine gewisse Ernüchterung eingestellt 

hat. Ich hatte damals zwar den Auftrag, die Anliegen von allen Umweltverbänden zu vertreten. Der 

Fokus Lärm ist aber aus Sicht des Verbands, des VCS, den ich selber vertreten hatte, ein Kernthema und 

deshalb gehe ich auf diesen Punkt näher ein. Die ursprünglichen Einsprachen dieses Verbands und die 

Teilnahme am Runden Tisch hatten insbesondere darauf abgezielt, dass die Emissionsgrenzwerte res-

pektive die Planungsgrenze mit dem Ausbau überall eingehalten werden müssen. Aus unserer Sicht wird 

dem Umweltschutzgesetz nur so Rechnung getragen. Die vom ASTRA gemachte wirtschaftliche Trag-

barkeitsrechnung - der sogenannte WTI, der wirtschaftliche Tragbarkeitsindex - ist unserer Meinung 

nach ein klares Unterlaufen des Umweltschutzgesetzes. Offenbar ist es aber nicht möglich, an diesem 

WTI zu rütteln und damit zu beeinflussen, was der Bund obligatorisch finanzieren müsste. So wurde für 

uns klar, dass der Kanton für den zusätzlichen Lärmschutz, der nur der vollständigen Einhaltung des 

Umweltschutzgesetzes dient, Hand bieten muss. Ich habe deshalb erwartet, dass sich sowohl der Regie-

rungsrat wie auch alle Gäuer Gemeinden im Minimum für alle zusätzlich vorgeschlagenen Lärmschutz-

wände aussprechen werden. Wenn sich aber die direkt betroffenen Gemeinden nicht einmal mehr für 

diese zusätzlichen Lärmschutzmassnahmen östlich von Oensingen wehren, bin ich wie gesagt schon ein 

wenig ernüchtert und ich frage mich, warum wir Nichtdirektbetroffenen diese Gemeinden zu ihrem 

Glück zwingen sollen. Mit dem Antrag von Däniken steht jetzt wenigstens eine weitere dieser erwähn-

ten Lärmschutzwände wieder zur Diskussion. Die Grüne Fraktion wird diesen Antrag unterstützen. Ich 

glaube zwar nach wie vor nicht, dass die Gemeinden die zusätzlichen Wände nicht wollen, sondern dass 

sie sich vom Argument der Verzögerung haben einschüchtern lassen. Dabei ist das alleine in Bezug auf 

die Wände gar kein Argument. Wissen Sie, wie viel Meter Lärmschutzwände es bei der Inbetriebnahme 

der A1 gegeben hat? Null Meter. Das konnten Sie wohl erraten. Selbst wenn der Bau in sieben oder acht 

Jahren im Gäu ankommt und die unwahrscheinliche Situation besteht, dass es gegen irgendein Stück 

Lärmschutzwand noch eine Einsprache gibt, kann der strassenseitige Bau trotzdem vollendet werden. Es 
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gibt also keinen Grund, den Antrag von Däniken aus irgendwelchen Befürchtungen von Verschiebun-

gen abzulehnen. Neben den lärmgeplagten Anwohnerinnen und Anwohnern sollen mit dem am Run-

den Tisch in Zusammenarbeit mit und vom ASTRA ausgehandelten weiteren Kompromiss eines kurzen 

Tunnels auch die Natur, die Landschaft und die Landwirtschaft profitieren, wenn auch leider in einem 

vergleichsweise geringen Mass - aber immerhin. Darum stimmt die Grüne Fraktion auch dem Antrag der 

Fraktion SP/Junge SP zu. Das kostet zwar nicht wenig. Die Bruttozahl, die nicht nur wie erwähnt die 

ganzen Baukosten, sondern auch Unterhaltskosten an den Bund von sage und schreibe 50 Jahren bein-

haltet, mag abschrecken. Die rund 65 Millionen Franken, die der Kanton beitragen muss, kann unsere 

Strassenrechnung aber vertragen. Wir wollen eine möglichst schonende und in die Landschaft einge-

passte Lösung mit einem Mehrwert für die Natur und die Landwirtschaft. Die Kosten sind dabei zweit-

rangig. Auch an dieser Stelle nochmals etwas zum Zeitplan: Gemäss dem bestehenden Auflageprojekt 

wird für das ganze Projekt von Luterbach bis Härkingen mit einer Bauzeit von acht Jahren gerechnet. 

Heute ist noch nicht einmal die Ausschreibung des ersten Bauloses ab Luterbach bereit. Wenn es gut 

geht, kann man im besten Fall im Jahr 2024 mit dem Bau beginnen. Wenn aber in der Vergabe unterlie-

gende Unternehmen Einsprache machen werden, was heutzutage gang und gäbe ist, dauert es noch-

mals zwei bis drei Jahre, bis mit dem Bau überhaupt gestartet werden kann. Ich würde deshalb schon 

jetzt auf jede Wette einschlagen, dass das Ganze nicht vor Ende 2034 fertig wird. Darin hat die auf drei-

einhalb Jahre veranschlagte reine Bauzeit des kurzen Tunnels noch längstens Platz. Ich würde es den 

Gäuern gönnen, wenn es schneller gehen würde - mit oder ohne Tunnel. Das ist aber wohl leider eine 

Illusion. Zusammengefasst: Der Tunnel bringt der Natur und der Landwirtschaft einen Mehrwert, er ist 

finanzierbar und er verzögert die Fertigstellung der ganzen Strecke kaum. Die Grüne Fraktion wird 

deshalb beiden Anträgen zustimmen und sich bei deren Beratung, aber auch bei der Behandlung der 

Aufträge der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission bei Bedarf noch zu Wort melden. 

Mark Winkler (FDP). Der Vorschlag des Regierungsrats, wie wir ihn auf dem Tisch haben, ist für uns 

stimmig, vernünftig, realistisch und durchdacht. Die FDP.Die Liberalen-Fraktion unterstützt diesen Vor-

schlag einstimmig. Es hat sich gezeigt, dass die vorgeschlagenen Varianten in einem guten Kosten-

Nutzen-Verhältnis stehen und zeitnah umgesetzt werden können. Gerade der Faktor Zeit ist bei diesem 

Projekt mitentscheidend. Für die Anrainergemeinden und die Wirtschaft ist es wichtig, dass jetzt und 

schnell entschieden und auch gehandelt werden kann. Die Anträge von Benjamin von Däniken und der 

Fraktion SP/Junge SP lehnen wir ab. Die Lärmmessdaten haben aufgezeigt, dass zusätzliche Lärm-

schutzwände nicht den erwünschten Erfolg bringen. Die Tunnelvarianten würden einerseits die Pla-

nungsphase verlängern und andererseits die Baurealisierung massiv verzögern. Wie bereits gesagt, 

müsste mit einer wesentlich längeren Bauzeit und aufgrund dessen natürlich mit einer sehr viel länge-

ren Verkehrsbehinderung gerechnet und sie müsste in Kauf genommen werden. Wir dürfen nicht ver-

gessen, dass eine längere Bauzeit auch eine zusätzliche Belastung für die umliegenden Dörfer durch den 

Ausweichverkehr bedeutet. Zudem stehen die Kosten bei diesem doch relativ kurzen Tunnel in keinem 

Verhältnis zum Ertrag. Dieser ist sicher auch nicht mit dem in der Witi vergleichbar. Wie gesagt ist der 

Mehrwert äusserst bescheiden. Die Tunnels sind auch immer ein Sicherheitsrisiko und die Unterhaltskos-

ten sind wesentlich höher als bei offener Strassenführung. Dass die Lärmschutzwände mit Solarpanels 

ausgerüstet und dass Lärmschutzbeläge eingebaut werden sollen, ist auch unserer Fraktion ein grosses 

Anliegen. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir machen nun eine Pause bis um 10.55 Uhr. Nach der Pause können 

Sie die Wahlzettel ausfüllen und anschliessend werden wir mit den Einzelsprechern weiterfahren.  

 

Die Verhandlungen werden von 10.25 bis 10.55 Uhr unterbrochen. 

SGB 0064/2022 

Projektergänzungen beim A1-Ausbau im Gäu; Bewilligung eines Verpflichtungskredits  

(Weiterberatung, siehe «Verhandlungen» 2022, S. 550) 

Fabian Gloor (Die Mitte). Ich bin sehr dankbar, dass wir das Geschäft in dieser Tiefe und auch in dieser 

Breite diskutieren können. Das ist zum einen Edgar Kupper zu verdanken, der mehrere fraktionsüber-

greifende Aufträge zu diesem Anliegen eingereicht hat, zum anderen aber auch den Naturverbänden 

und weitere Gremien des Runden Tisches. Diese haben sich stark dafür eingesetzt, dass man nochmals 
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über die ganze Sachlage und über die ganzen Ergänzungen hinsichtlich des A1-Ausbaus diskutieren 

kann und man sozusagen nach dem Schlusspfiff nochmals zurück ins Spiel gekommen ist. Die umfassen-

de Prüfung der verschiedenen Massnahmen für die Verbesserungen - für einen besseren Lärm-, Land-

schaft- und Naturschutz - ist sehr wichtig. Aus meiner Sicht hat das Amt diese Aufgabe sehr ernst und 

gewissenhaft erfüllt. Die Botschaft legt ausführlich dar, was die Massnahmen bedeuten - dafür und 

dawider. Bei allem ist auch klar, dass der Verkehr im Gäu Fluch und Segen zugleich ist. Er ist mit dem 

Potential, das sich in wirtschaftlicher Hinsicht daraus ergibt, einerseits ein Segen. Nicht umsonst ist das 

Gäu der Wirtschaftsmotor dieses Kantons. Andererseits ist der Verkehr an dem einen oder anderen Ort 

auch Fluch, weil damit doch auch einige Herausforderungen vergegenwärtigt werden müssen. Der Aus-

bau der A1 auf sechs Spuren - und das möchte ich an die vorderste Stelle stellen - ist aus meiner Sicht 

zwingend. Auch ergänzende Massnahmen auf dem Kantons- und Gemeindestrassennetz, so wie wir 

gestern etwas beschlossen haben, sind zwingend, um den Herausforderungen des Verkehrs Rechnung 

tragen zu können. Im Grundsatz unterstütze ich die Vorlage des Regierungsrats. Ich hege grosse Sympa-

thien für die Untertunnelungsvariante, aber man muss sie in Relationen setzen und eine Abwägung in 

finanzieller Hinsicht vornehmen. Hier haben wir sehr hohe Kosten und keinen grossen Nutzen. Ich 

möchte den Sprechern der Grünen Fraktion und der Fraktion SP/Junge SP ein Stück weit den Spiegel 

vorhalten, wenn sie die Kosten bei anderen Projekten als absolutes Killerkriterium in den Vordergrund 

stellen und jetzt sagen, dass die Kosten absolut oder fast keine Rolle spielen. Das ist meiner Meinung 

nach nicht kohärent und vielleicht auch ein wenig entlarvend. Aber auch wenn wir es in ökologischer 

Hinsicht betrachten, muss man sagen, dass es zudem nicht optimal ist, was den Kosten-Nutzen anbe-

langt. Mit der Untertunnelung hätten wir eine geringe landwirtschaftliche Verbesserung, die nicht von 

grösserer Bedeutung wäre. Das bestätigen Experten in diesen Bereichen. Wir haben auch fast keine 

Verbesserung beim Lärmschutz, aber wir haben eine Verzögerung in zeitlicher Hinsicht von sechs oder 

mehr Jahren. Ich glaube, dass es blauäugig wäre zu meinen, dass das nicht so kommen und alles viel 

schneller gehen würde. Wenn man bedenkt, wie viele der Projekte, die wir in den letzten zwei Jahren 

beschlossen haben, vor Bundesgericht gezogen wurden, darf man sich wohl keine Illusionen machen. 

Mir ist es aber auch sehr wichtig zu betonen, dass man die Anliegen der Ökologie im besonders belaste-

ten Gäu hoch gewichten muss. Bei zukünftigen Projekten muss aktiv mitgedacht und für Mensch, Natur 

und Umwelt mehr gemacht werden. Hier ist es sicher auch wichtig, dass sich gerade die Naturverbände 

für diese Anliegen einsetzen. Ich nehme an, dass sie sich bei einem zukünftigen Projekt den einen oder 

anderen Verdienst auf die Fahne schreiben können. Aus meiner Sicht ist es aber ganz klar - und das 

bringt sicher auch der ganzen Region etwas - dass wir auf dem lärmarmen Belag beharren müssen und 

diesen auch so verlangen. Mir ist es wichtig, das hier zu Protokoll zu geben, auch wenn es mit einem 

separaten Auftrag kommt. Mit dem lärmarmen Belag könnten für die ganze Region und nicht nur für 

einzelne Gebiete geringere Lärmemissionen erreicht werden. Für mich ist ebenfalls klar, dass das Thema 

der Massnahmen im Gäu mit dem heutigen Beschluss noch nicht abgeschlossen ist. Es wird wohl zu ge-

gebener Zeit immer wieder das Prüfen von weiteren Massnahmen brauchen, was aus meiner Sicht als 

rollende Aufgabe mitzunehmen ist. Der ergänzende Auftrag zur Güterregulierung ist für mich ebenfalls 

einleuchtend und es macht wohl auch Sinn, wenn man weiss, wie viele Projekte im Gäu am Laufen sind. 

Noch kurz ein Wort zur Lärmschutzwand in Oensingen. Als Präsident dieser Standortgemeinde bin ich 

sehr froh, dass diese Massnahme unbestritten ist. Man darf sicher sagen, dass sie sehr viel bringt, wenn 

man die Auswertungen anschaut und sie bringt vor allem auch für die in der Nähe liegende Kreisschule 

sehr viel. So gesehen ist es sicher wichtig, dass diese Massnahme umgesetzt wird. Als letztes Anliegen 

möchte ich noch für das Thema Photovoltaik oder Solaranlagen eine Lanze brechen. Das ist in der 

Oensinger Bevölkerung ein grosses Thema und ich denke, dass es wichtig ist, dass wir diese Chance bei 

der A1 nutzen. Im Grundsatz sollte man auf der ganzen Länge der Autobahn Photovoltaikanlagen reali-

sieren können, wie auch immer sie genau ausgestaltet sind. Das heisst, dass auch Lärmschutzwände, 

andere Abschrankungen oder Elemente aufwärtskompatibel gestaltet werden müssen, so dass die Reali-

sierung von solchen Anlagen nach und nach möglich ist. Hierzu ist sicher auch wichtig zu betonen, dass 

solche Anlagen nicht nur vom Staat realisiert werden müssen, sondern es gibt auch etliche Private, die 

Interesse bekundet haben, sich in einem Public Private Partnership-Modell zu engagieren, um solche 

Anlagen zu erstellen. Ich wäre froh, wenn der Regierungsrat kurz dazu Stellung nehmen und das mit 

aufnehmen könnte. Dass der Ausbau von Photovoltaikanlagen nötiger ist denn je, dafür ist die aktuelle 

Energiesituation der beste Beweis. Auch das Referat von heute Morgen bestätigt, dass es auf verschie-

denen Netzebenen bei der Stromversorgung einen Ausbau braucht. Wenn ich Samuel Beer richtig ver-

standen habe, betreffen die A1-Solaranlagen die Netzebene 3 oder 5. Vor diesem Hintergrund ist es 

klar, dass wir etwas in diese Richtung machen müssen. Wie gesagt kann ich die Vorlage des Regierungs-

rats empfehlen und danke Ihnen bestens für die Unterstützung des Gäus. 
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Nicole Hirt (glp). Vor fast zehn Jahren hat sich eine Koalition von Landwirtschaft und Umweltverbänden 

gebildet mit dem Ziel, den Ausbau der A1 auf sechs Spuren umweltverträglich zu gestalten. Die ehemals 

angedachte Tunnelvariante von einer Länge von 2 Kilometern hätte 10 Hektaren neues Kulturland ge-

schaffen und der Bevölkerung ein Stück Natur zurückgegeben. Im Jahr 2014 hatten die Beteiligten eine 

Medienmitteilung herausgegeben, in der gelesen werden konnte: «Der Regierungsrat hat am 

23. September 2014 beschlossen, die von Pro Natura und dem solothurnischen Bauernverband geforder-

te Tunnelvariante nicht weiter zu unterstützen. Eine Machbarkeitsstudie habe enorme Mehrkosten und 

marginale ökologische Gewinne aufgezeigt.» In meinen Augen hat hier der damalige Baudirektor - 

sorry, wenn ich das so sagen muss - wirklich versagt. Philipp Heri hat das bereits angedeutet. Er hätte 

sich beim Bund ganz klar stärker für unsere Anliegen einsetzen müssen. Immer waren die Kosten aus-

schlaggebend. Heute wissen wir, dass diese viel zu hoch angesetzt waren. Eine clevere Taktik des Bau-

departements: Wenn man etwas nicht will, muss man es genügend teuer machen und schon hat man 

gewonnen. Was haben wir heute auf dem Tisch? Natürlich den Wildtierkorridor, denn dieser ist vom 

Bund vorgegeben und die Zuleitstrukturen, die notabene vom Kanton bezahlt werden müssen. Wir 

haben keinen Tunnel und keine Einhausung, sondern nur noch ein paar Lärmschutzwände und Flüster-

beläge. Das ist ganz klar besser als nichts, aber nicht sehr mutig. Gestern konnten wir lesen: «Tunnelbe-

fürworter gucken in die Röhre». Je nachdem wie man die Zeitungsfragen liest, mag das so rüberkom-

men. Wenn man aber das Abstimmungsverhalten in der Kommission anschaut, fragt man sich schon, 

was hier genau passiert ist. In der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission reibt man sich beim Antrag 

von Philipp Heri die Augen. Dieser verlangt, die Tunnelvariante wieder aufzunehmen. Vier Kommissi-

onsmitglieder haben dem Antrag des Regierungsrats zugestimmt, drei haben die Tunnelvariante bevor-

zugt und - jetzt kommt der Hammer - sechs Mitglieder haben sich der Stimme enthalten. Sie haben kei-

ne Meinung über dieses Jahrhundertprojekt, wie ich das jetzt gerne nenne. Übrigens geht es bei der 

Tunnelvariante um einen Landgewinn von 1,4 Hektaren. Es ist unerklärbar, wie der Regierungsrat auf 

0,4 Hektaren kommt. Das sind einmal mehr falsche Zahlen. Zurück zum Naturschutz: Am 14. Juni 

2022 konnte man in der Zeitung anhand einer Visualisierung sehen, wie das zukunftsträchtige Projekt 

dereinst aussehen könnte. Beim Naturschutz werden immer nur die Kosten ins Feld geführt. Der Nutzen 

ist halt nicht monetär erfassbar. Dieser ist aber sehr wohl vorhanden, wenn vielleicht auch nicht offen-

sichtlich und allenfalls nicht sofort sichtbar. Mit der Untertunnelung werden, wie bereits gesagt, 

1,4 Hektaren weniger landwirtschaftliche Nutzfläche verbraucht. Die Kosten sind zwar höher, der Nut-

zen für die Landwirtschaft it aber auch grösser. Jetzt sind wir bei einer Lösung, die billig ist und mög-

lichst schnell umgesetzt werden soll. Nachhaltig ist das nicht. Lärmschutzwände sind okay und Flüsterbe-

läge in allen Ehren. Aber was antworten Sie, wenn Ihre Kinder oder Enkel dereinst die Visualisierung 

sehen, die am 14. Juni 2022 in der Zeitung abgebildet war und Sie dann fragen, warum in aller Welt das 

nicht so gebaut wurde? Sagen Sie Ihnen dann, dass es zu teuer war? Bei der A5 und weiteren ähnlichen 

Projekten werden die vor mehr 20 Jahren umgesetzten Lösungen mit den vielen Tunnels gelobt und die 

Kosten wurden kaum und heute ohnehin nicht mehr hinterfragt. Natürlich waren die A5 und der Witi-

Tunnel ein Neubau und deshalb einfacher zu realisieren, weil nicht unter Verkehr gebaut werden muss-

te. Dieser Tunnel hatte viel gekostet, das stimmt. Aber heute spricht niemand mehr über das Geld, son-

dern es sind einfach alle glücklich, dass es den Witi-Tunnel gibt. Noch ein Wort zur Gäuer Bevölkerung: 

Angeblich will die Gäuer Bevölkerung eine möglichst schnelle Lösung. Wer genau ist damit gemeint? 

Sind das die Gemeindepräsidenten? Von den acht Gemeindepräsidenten kenne ich zumindest einen, der 

für den Tunnel war, obwohl er nicht direkt betroffen ist. So würde mich wundernehmen, was eine Kon-

sultativabstimmung im Gäu ergeben hätte. Immerhin gehörten damals über 300 Personen dem Komitee 

zum umweltschonenden Ausbau der A1 an. Davon waren die meisten aus dem Gäu. Wo ein Wille ist, ist 

auch ein Weg. Geld ist zwar immer ein Argument, aber kein nachhaltiges. Ich bitte Sie eindringlich, die 

nachhaltige Investition zu tätigen und dem Antrag von Philipp Heri zu folgen. 

David Gerke (Grüne). Wir haben die Chance, jetzt etwas zu machen. Wir reden hier über ein Generatio-

nenprojekt, das in den nächsten 50 Jahren wohl einmalig sein wird. Dazu besteht jetzt die Gelegenheit 

und diese müssen wir jetzt packen. Wir reden hier nicht über Extremlösungen und wir reden nicht über 

Maximalvarianten. Wir reden nur noch über Kompromisslösungen, über verlängerte Lärmschutzwände 

und über eine reduzierte Tunnellösung. Diese Kompromissvariante ist möglich und sie muss auch mög-

lich sein. Wir haben schon mehrfach von den Kosten gehört. Ein Teil dieser Kosten bleibt beim Kanton 

hängen. Wenn wir das über die 50 Jahre rechnen, haben wir jährliche Kosten von knapp über 1 Million 

Franken, wenn wir die Bau- und Betriebskosten aufteilen. Was wir dem Gäu damit zurückgeben, ist uns 

das wohl wert. Es gibt die Bevölkerung im Gäu, die zahlreich mit dem Verkehr, dem Verkehrslärm, mit 

der Zersiedelung und weiteren Faktoren belastet ist. Wir haben die Natur im Gäu, die zurückgedrängt 

wurde und wir haben nicht zuletzt die Landwirtschaft, die massiv an Produktionsflächen und das beste 
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Kulturland im Gäu verloren hat. Jetzt haben wir die Chance, dem Gäu tatsächlich etwas zurückzugeben. 

Ich muss ehrlich sagen, dass uns das für diesen Preis wert sein sollte. Ich bin überzeugt, dass dieser Tun-

nel wirklich etwas bringen wird. Er wird den Menschen vor Ort und den Erholungssuchenden etwas 

bringen. Wir werden landwirtschaftliche Flächen gewinnen. Selbst wenn es nicht Fruchtfolgeflächen 

sind, sind es anderweitige landwirtschaftliche Flächen. Wir werden Raum für die Natur gewinnen, den 

es braucht und wir werden nicht zuletzt für die mannigfaltigen Nutzungen der Bevölkerung im Gäu 

etwas zurückgewinnen. Darum werde ich, wie der Rest meiner Fraktion, selbstverständlich für die Tun-

nelvariante und auch für die verlängerten Lärmschutzwände stimmen. Für eine Vorlage ohne den Tun-

nel fehlt mir tatsächlich jede Überzeugung. Ich werde mir vorbehalten, ihr dann auch nicht zuzustim-

men. 

Johanna Bartholdi (FDP). Auf der Strecke zwischen Oensingen und Härkingen staut sich der Verkehr 

durchschnittlich über vier Stunden pro Tag. Damit gehört diese Strecke zu den Stau-Hotspots des Natio-

nalstrassennetzes. Die Autofahrer weichen deshalb oft, wohl durch das Navigationssystem geleitet, auf 

die Kantonsstrassen aus, wodurch die Ortsdurchfahrten in Egerkingen und Oensingen tagtäglich nach-

gerade von Blechlawinen überrollt werden. Eine Entspannung erhofft man sich mit der Realisierung des 

Sechspurausbaus. Da die Staustunden in den letzten Jahren nur einen Trend gekannt haben, nämlich 

aufwärts, bedeutet jede weitere Verzögerung des Ausbaus der A1 eine Verlängerung der zunehmenden 

Belastung für die Dörfer und ihre Einwohner und Einwohnerinnen. Die Gemeindepräsidentenkonferenz 

Gäu hatte an ihrer Sitzung vom 2. Juni 2022 Stellung zur Botschaft des Regierungsrats genommen. Fast 

einstimmig wurde die Meinung vertreten, dass eine weitere Verzögerung der Realisierung unbedingt 

vermieden werden muss. Sie unterstützt somit den Antrag des Regierungsrats. Aus den Voten einiger 

Vorredner ist hervorgegangen, dass die Realisierung der Untertunnelung Kestenholz / Niederbuchsiten 

und die Einhausung Oensingen neben den Projektanpassungen eine neue Auflage mit Einsprachemög-

lichkeiten - auch wenn hier scheinbar nichts zu befürchten ist - nach sich ziehen würde. Aber der benö-

tigte Kredit müsste auch vor das Volk und angenommen werden. Das benötigt Zeit, viel Zeit und diese 

haben wir nicht mehr. Bei diesen zwei Projekten reden wir von Gesamtkosten von 265 Millionen Fran-

ken oder 265'000 Franken pro Meter, auch wenn hier die kapitalisierten Betriebsunterhaltskosten ent-

halten sind. Der Kanton müsste zwar nur 40 % der Kosten übernehmen. Wir sprechen aber noch immer 

von fast 100 Millionen Franken. Weiter darf nicht ausgeblendet werden, dass auch eine Kostenbeteili-

gung der betroffenen Gemeinden durch den Kanton eingefordert werden könnte. Die eingangs ge-

schilderte Belästigung mag mit ein Grund dafür sein, dass die Autobahn auch lärmmässig immer mehr 

stört. Das ASTRA hat zwar umfangreiche Messungen und Prüfungen gemacht. In vielen Fällen werden 

die Massnahmen zur Einhaltung der Grenzwerte aber als wirtschaftlich nicht tragbar bezeichnet, womit 

deren Realisierung unverhältnismässig sei. In diesen Fällen befreit Artikel 14 der Lärmschutzverordnung 

das ASTRA von der Pflicht, die Immissionsgrenzwerte einhalten zu müssen und das ASTRA kann Erleich-

terungen beantragen. Es ist aber auffällig, dass der Immissionsgrenzwert des Lärms bei vielen Messun-

gen ein oder zwei Dezibel unter der Grenze liegt, jedoch über dem Immissionsgrenzwert liegen würde, 

wenn auch der Lärm der Kantons- und Gemeindestrassen dazukommen würde. Für mich ist Lärm Lärm 

und ich unterscheide nicht zwischen Autobahn, Kantonsstrasse und Gemeindestrasse. Diese sind ohne-

hin grösstenteils auch der Zubringer zur Autobahn. Es ist fast so, als ob man den Schweissgeruch der 

Autobahn mit dem Parfümduft der Kantonsstrasse überdecken will. Für die Einwohnergemeinde Eger-

kingen ist es zudem nicht nachvollziehbar, warum hier alle untersuchten Lärmschutzwände wirtschaft-

lich nicht tragbar sein sollen, während in Oensingen an ähnlicher Lage und mit ähnlichen Voraussetzun-

gen gemäss technischem Bericht eine Verlängerung viel bringen soll. Noch ein Wort zum 500 Meter-

Tunnelkompromiss: Für mich sind die 500 Meter keine Kompromissvariante und ein Tunnel von 

500 Metern Länge verdient die Bezeichnung «Generationenprojekt» nicht. Für die Natur, die Landwirt-

schaft und den Wildtierübergang wäre mit der 500 Meter-Untertunnelung zwar ein Vorzeigeprojekt 

entstanden. Für den Lärmschutz bringt sie aber nicht viel. In meinem ursprünglichen Vorstoss, in dem 

eine Untertunnelung gefordert wurde, war ich davon ausgegangen, dass diese Kosten vollumfänglich 

vom Bund hätten übernommen werden müssen. Ich erlaube mir hier die kritische Frage, ob der Regie-

rungsrat bei den Verhandlungen mit dem ASTRA wirklich so wadenbissig war, wie ich es verlangt habe. 

Die maximalen 60 % Bundesbeteiligung sind zwar gesetzlich verankert, aber für ein solches Generatio-

nenprojekt, wenn es mehr als 500 Meter gewesen wären, hätte es bei dieser Entwicklung im Gäu be-

stimmt noch irgendwo ein Kässeli gegeben, das diese Finanzierung hätte übernehmen können. Deshalb 

ist für mich ganz klar, dass im Moment des Einbaus eine lärmarme Deckschicht der Kategorie 

3 respektive nach der Norm SNR 640 436 gemäss Auflageprojekt verbaut werden muss. Ja, der Belag 

fordert einen schnelleren Wechsel und hat eine entsprechend kurze Lebensdauer. Eine Reduktion an der 

Quelle um 3 Dezibel entspricht aber fast einer Halbierung des Lärms und das bringt für alle Einwohner 
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und Einwohnerinnen des Gäus eine Entlastung und nicht nur für einige einzelne Gebäude. Wenn der 

Belag alle vier bis fünf Jahre ersetzt werden muss, so nehmen wir im Gäu gesperrte Ein- und Ausfahrten 

gerne in Kauf, denn ich erwarte, dass der Belag in der Nacht eingebaut wird. Fabian Gloor hat die Idee 

von Werner Hunziker mit den Solarpanels erwähnt. Das möchte ich unterstützen. Hier ist das Schlagwort 

eindeutig Private Public Partnerships. Der Kanton muss nicht immer alles selber zahlen, sondern wir 

müssen uns Gedanken machen, wie wir es vermeiden können, dass der Kanton zu einer Vollkaskoversi-

cherung wird. 

Thomas Studer (Die Mitte). Der Kantonsrat hatte mit einem dringlichen Auftrag im Dezember des letz-

ten Jahres grossmehrheitlich beschlossen, dass die Variantenstudie nochmals gemacht werden soll. Heu-

te haben wir nun das Resultat auf dem Tisch und mit Ausnahme der Lärmschutzwand Oensingen ist alles 

beim Alten geblieben. Man kann sagen, dass praktisch nichts passiert ist und man so nichts hätte ma-

chen müssen. Es wurde mehrheitlich gesagt, dass dem Ganzen die Kosten im Weg stehen. Für die Men-

schen im Gäu waren gemäss den Berichten und der Empfehlung das schlechte Kosten-Nutzen-Verhältnis 

und die Bauverzögerung ausschlaggebend. Dafür habe ich ein Stück weit auch Verständnis. Ich möchte 

etwas zum Nutzen der Tunnelvariante sagen, die mit dem Antrag der Fraktion SP/Junge SP noch im 

Raum steht. Materiell ist es einfach gesagt. Johanna Bartholdi hat die Zahl von 100 Millionen Franken 

genannt. Es gibt aber verschiedene Zahlen. Will man abschwächen, spricht man von 100 Millionen Fran-

ken, will man etwas weniger, nennt man 50 Millionen Franken. Auf der Zeitachse spielt das keine Rolle. 

Wir haben ein funktionierendes Ökosystem. Wir haben die Vernetzung der Lebensräume von Norden 

nach Süden. Autobahnen sind eine massive Einschränkung, weil sie nichts durchlassen. Ein Wildschwein 

kann über die Aare schwimmen, über die Autobahn kommt es aber nicht. Wir haben eine Verbesserung 

der Biodiversität und einen Gewinn durch die Vernetzung. Wir haben Lebensqualität für die jetzige und 

für zukünftige Generationen. Das wurde bereits gesagt und steht ganz im Zentrum. Zudem haben wir 

weniger Landverlust. Das ist ein Gewinn für die Landwirtschaft. Für die Natur ist es aber generell enorm 

wichtig, dass das Land nicht versiegelt ist. Was scheinbar dagegen spricht, sind die 60 Millionen Franken, 

die man nicht bereit ist auszugeben. Diese Kosten sind aber zu relativieren, denn es ist ein Generatio-

nenprojekt, von dem man sagen kann, dass der Deckel für die nächsten 100 Jahre drauf ist. In dieser 

Relation sind 60 Millionen Franken dann doch nicht so viel. Ich würde auch die Zeitverzögerung relati-

vieren. Der Ausbau auf sechs Spuren dauert eine lange Zeit. Ich gehe davon aus, dass man mit ein wenig 

gutem Willen am einen Ende beginnen und am anderen Ort fertig planen kann und das noch nachbe-

willigen muss. Man muss es einfach wollen und mit gutem Willen wäre das wohl problemlos machbar. 

Es ist nie zu spät. Auch wenn Sie Ihre Meinung bereits gemacht haben, so ist sie doch nicht in Stein ge-

meisselt. Ich versuche auch, meine Fraktionskollegen und -kolleginnen zu motivieren. In der Sitzung ist 

mir das noch nicht gelungen, aber vielleicht ändert der eine oder die andere seine oder ihre Meinung 

doch noch. Der vorliegende Antrag beinhaltet eine sehr kurzfristige Betrachtungsweise, geprägt von 

Kosten und Bauverzögerungen. Die Auswirkungen der Nationalstrassen auf die Umwelt sind in der klei-

nen Schweiz von sehr grosser Dimension. Wir wissen heute über den Zustand unserer Umwelt Bescheid. 

Sie ist arg angeschlagen. Diesem Aspekt müssen wir viel mehr Beachtung schenken. Eine intakte Umwelt 

ist die Grundvoraussetzung. Ich möchte der Wirtschaftspartei sagen, dass wir ohne intakte Umwelt kei-

nen Wohlstand und keine funktionierende Wirtschaft haben. Das sind Fakten. Ich bin überzeugt, dass 

die Solothurner Bevölkerung und insbesondere die Gäuer Bevölkerung hinter diesem Projekt stehen 

würde, wenn wir positive Signale senden würden. In der Bevölkerung sind die Sympathien für Repara-

turarbeiten an unserer Natur im Moment sehr gross. Ich hoffe, dass es sich der eine oder andere noch-

mals überlegt und den anderen Knopf drückt. 

Remo Bill (SP). Die im vorliegenden Beschlussesentwurf aufgeführte Projektergänzung des Regierungs-

rats ist nicht ausreichend. Es ist eine verpasste Chance. Der Ausbau der A1 im Gäu ist ein massiver Ein-

griff in Natur und Landschaft. Die Bevölkerung wird mit diesem Projekt mehr belastet und das Land-

schaftsbild wird beeinträchtigt. Der Landwirtschaft geht wertvolles Kulturland verloren und die Natur, 

insbesondere die Fauna, erleidet einen klaren Nachteil. Die hohen Lärmschutzwände bewirken einen 

Kanal. Für die Landschaft ist das ein störendes Element. Die Lärmschutzwände zerschneiden die Land-

schaft auch optisch in zwei Teile. Die Tunnellösung bietet diesem Generationenprojekt als einzige Vari-

ante die Möglichkeit, eine Kompensation für die Natur und die Landschaft zu schaffen sowie landwirt-

schaftlich nutzbare Flächen zu erhalten. Der langfristige Nutzen überwiegt die Argumente der 

Mehrkosten und der längeren Bauzeit bei weitem. Als Beispiel zu erwähnen ist der Autobahntunnel 

Witi in Grenchen. Die Ausgangslage ist sicher eine andere, doch massgebend ist das Resultat der Tunnel-

lösung. Die Untertunnelung der Grenchner Witi auf einer Strecke von 1760 Meter hat damals zu Mehr-

kosten von 150 Millionen Franken geführt. Der Tunnel wurde im Jahr 2002 auf die Expo hin eingeweiht. 
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Mit der Untertunnelung der Grenchner Witi konnte die Zerschneidung eines national bedeutenden 

Gebiets für Feldhasen und des Rastplatzes für Zugvögel langfristig verhindert werden. Damit ist auch 

das wertvolle Kulturland, das von der Landwirtschaft genutzt wird, erhalten geblieben. Von den Mehr-

kosten ist heute keine Rede mehr, sondern nur noch vom Mehrwert. Die Region Grenchen ist froh, dass 

das Naherholungsgebiet nördlich der Aare mit der Tunnellösung frei zugänglich geblieben ist und von 

der Autobahn nicht zerschnitten wurde. Das wünsche ich mir auch im Gäu. 

Janine Eggs (Grüne). Ich muss sagen, dass mir dieses Projekt Bauchschmerzen macht. Der Strassenausbau 

ist das eine. Begonnen hatte man mit der Idee, dass eine Strecke von 2 Kilometern untertunnelt werden 

soll. Das wäre für den Landschaftsschutz und die Natur eine grossartige Chance gewesen, denn damit 

hätte eine grosse Fläche erhalten werden können. Es ist wirklich eine verpasste Chance, dass das nicht 

gemacht wurde. Der Runde Tisch kam auf die sehr viel kleinere Kompromisslösung eines Tunnels über 

500 Meter. Selbst das ist nun zwischen Stuhl und Bank gefallen und man will auch das nicht mehr. Das 

macht mir wirklich Bauchschmerzen. Mit dem Strassenausbau geht viel Fläche verloren und wir haben 

einen massiven Bodenverschleiss. Mit diesem Tunnel könnte man wenigstens einen Teil davon kompen-

sieren und der Natur zurückgeben. Es wurde immer wieder gesagt, dass Kosten und Nutzen nicht im 

Gleichgewicht seien und es sich nicht rentieren würde. Ich möchte nochmals darauf zurückkommen, was 

Philipp Heri und Thomas Studer gesagt haben. Die Natur, die Biodiversität und der Landschaftsschutz 

haben kein Preisschild. Hier kann man nicht wie bei einem Bauprojekt genau sagen, wie viel ein Quad-

ratmeter gekostet oder wie gross der Nutzen wirklich ist. Es ist richtig, dass das Projekt sehr viel kostet 

und sich die Bauzeit verlängert. Der Tunnel steht dann aber für die nächsten 70 oder 100 Jahre und er 

ist ein Generationenprojekt. Es ist eine sehr kurzfristige Sichtweise, wenn gesagt wird, dass das Projekt 

nicht realisiert wird, weil es jetzt sehr viel kostet. Wir müssen doch auch an die nächsten Generationen 

denken. In der Grenchner Witi fragt wohl niemand mehr, wie viel es kostet hat und wie lange gebaut 

wurde. Vielmehr sind alle froh, dass es die Untertunnelung gibt. Das Gäu ist bereits sehr stark belastet. 

Es gibt viel Verkehr, viele Strassen, viel Logistik und viele Schienen. Jetzt könnte man ihnen doch we-

nigstens die 500 Meter geben. Es geht nicht nur um den Lärmschutz, sondern auch darum, dass die Na-

tur und die Landschaft entsprechend gewürdigt werden und dass man einen Teil des Bodens, von dem 

wir gerade für die Strassenprojekte viel verbrauchen, wieder kompensieren kann. Deshalb hoffe ich 

sehr, dass man wenigstens auf die Minimallösung, auf den Kompromiss eingeht, wenn wir schon von 

den 2 Kilometern, die wirklich die gute Lösung gewesen wären, abrücken müssen. 

Rémy Wyssmann (SVP). Ich habe mir überlegt, ob ich etwas sagen soll und mache das nun. Ich bin direkt 

betroffen, denn ich fahre die Strecke Kriegstetten-Oensingen jeden Tag. Ich wohne am Anfang dieser 

Strecke und arbeite an deren Ende, und das seit dem Jahr 1997. Ich kann Ihnen sagen, dass der Verkehr 

nicht mehr zumutbar ist. Es handelt sich um 86'000 Fahrzeugbewegungen pro Tag. Das entspricht einem 

Fahrzeug pro Sekunde. Es vergeht kein Tag, an dem ich oder meine Mitarbeitenden nicht im Stau ste-

cken. Das ist ein volkswirtschaftlicher Schaden für alle, die dort arbeiten. Ich erwarte einen umgehenden 

Ausbau ohne Verzögerung und ohne weitere Sperre. Es kann nicht sein, dass ich die Strecke mit dem 

Velo schneller zurücklege als mit dem Auto (Heiterkeit im Saal). Das ist sportlich gesehen zwar schön 

und das mache ich im Sommer auch gerne, das kann es aber nicht sein. Als Zweites erwarte ich vom 

Regierungsrat im Hinblick auf den Baubeginn, dass er sich dafür einsetzt, dass das ASTRA keine weiteren 

Versuchsballone auf dieser Strecke startet. Sandra Kolly soll sich dafür einsetzen, dass die ASTRA-Bridge 

nächstes Jahr nicht wieder aufgestellt wird. Auch soll das ASTRA die automatische Temposteuerung, die 

ab 06.00 Uhr auf dem Wangener Stutz und ab 16.30 Uhr in der Gegenfahrtrichtung ständig zu künstli-

chen Stauproduktionen führt, sofort abschaffen. Zudem soll es keine kantonalen Baustellen im Sehnen-

bereich der A1 geben - siehe Deitingen, wo man gleichzeitig zur ASTRA-Bridge eine kantonale Baustelle 

mit Einbahnverkehr errichtet hat und in Deitingen alles kollabierte. Bitte koordinieren Sie solches. Ber-

nardo Albisetti hat mir in einer E-Mail bestätigt, das das nicht sehr schlau war. 

Edgar Kupper (Die Mitte). Die Landwirtschaft wurde in einigen Voten erwähnt. Ich möchte in meinem 

Votum die Betroffenheit der Landwirtschaft als Vertreter von dieser würdigen. Philipp Heri und ver-

schiedene andere Votanten haben die Situation von 2013/2014 erwähnt. Damals war der Solothurner 

Bauernverband, zusammen mit anderen involvierten Kräften, Feuer und Flamme für das 2 Kilometer-

Projekt. Das hätte acht bis zehn Hektaren landwirtschaftliche Nutzfläche oder sogar Fruchtfolgefläche 

ergeben. Aber auch für die ganze Gesellschaft im Gäu hätte es einen sehr grossen Nutzen gehabt. Dem 

weinen wir heute noch nach. Dann wurde das Projekt ohne Tunnel aufgelegt. Dank guten Beziehungen 

von gewissen Personen zum ASTRA hat es nochmals ein Planungsfenster geöffnet. Das konnten wir am 

Runden Tisch begleiten, an dem ich hin und wieder als Vertreter des Bauernverbands teilgenommen 



 IV. Session – 10. Sitzung - 29. Juni 2022 561 

habe. Hier muss ich Philipp Heri widersprechen, denn wir haben immer versucht, Massnahmen aufzu-

nehmen, die ohne zusätzliche Auflagen möglich gewesen wären. Deshalb wurden auch die Einhausun-

gen geprüft. Am Anfang wurde uns versprochen, dass es dafür keine zusätzliche Auflage geben würde. 

Am Runden Tisch war es also immer das Ziel, zusätzliche Massnahmen mit möglichst wenig Verzögerun-

gen und wenig Kosten für den Kanton einleiten zu können. Für die Vertreter des Bauernverbands war 

klar, dass das Land mit der Kompromisslösung mit dem Landgewinn nur eine marginale Zusatznutzung 

für uns hat. Es handelt sich um einen Tunnel in Halbtieflage. Hier wird es ein Bord geben und darauf 

würden wahrscheinlich nur eine ökologische Ausgleichsfläche und Leitstrukturen für den Wildtierüber-

gang gemacht. Man wusste als im Voraus, dass der Nutzen dieses Landes für die Bauern keine grosse 

Sache sein wird. Ich habe mit den vier Bauern, deren Parzellen dort angrenzen, gesprochen. Sie würden 

das Land natürlich nehmen, sagen aber auch, dass es nicht das Ackerland ist, das sie verlieren, weil man 

nicht geradewegs hinfahren kann. So gesehen ist es keine grosse Sache. Mir war es wichtig, die Zahl von 

40 Aren noch zu verifizieren, denn ich konnte nicht glauben, dass es nur so wenig ist. Die Nachfor-

schungen haben ergeben, dass es 1,4 bis 1,5 Hektaren sind. Vielleicht führt das Sandra Kolly noch aus. 

Auf der Nordseite wurde mit eingerechnet, dass die Dünnern-Renaturierung gemacht wird, was die 

Differenz von einer Hektare wieder weggenommen hätte. Als Landwirtschaftsvertreter kann man sich 

fragen, ob es legitim ist, das Ganze mit dem Zusatzbauwerk der Untertunnelung, das einen marginalen 

Nutzen hat, um sechs bis zehn Jahre zu verzögern. Diesbezüglich haben wir Respekt gegenüber der 

Gäuer Bevölkerung und deren Gemeindevertretern, die diese Verzögerung nicht wollen. Man kann sich 

auch fragen, ob wir das Planungsfenster oder das Fenster für zusätzliche Einsprachen von verschiedens-

ten Verbänden nochmals öffnen. Auch hier habe ich Gespräche geführt und es kann uns niemand zusi-

chern, dass das nicht passieren wird. Bei der ganzheitlichen Betrachtung der Angelegenheit mit den 

Kompromisslösungen bin ich als Vertreter des Kantons und der Bauern hin- und hergerissen, so dass ich 

mich bei diesem Geschäft der Stimme enthalten muss. Ich enthalte mich auch als Zeichen für die Zu-

kunft. Im Grauholz wurde im Jahr 1996 der Sechsspurausbau gemacht. Heute wird über den Acht-

spurausbau diskutiert. Auch beim vorliegenden Projekt werden wir in 25 Jahren wohl nochmals die 

Gelegenheit haben, darüber diskutieren. Dann können wir, genügend früh und mit dem richtigen Wil-

len des Regierungsrats, etwas bewirken. Zukünftige Projekte gibt es im Gäu noch viele. Das ist bei-

spielsweise das Hochwasserschutzprojekt (Die Präsidentin weist auf das Ende der Redezeit hin). Von 

links-grüner Seite wurde ins Feld geführt, dass man möglichst kein Land verbrauchen soll. Dort besteht 

diese Chance. Die Gäuer Bauern haben den Anspruch, dass ein Projekt vorgelegt wird, das noch weniger 

Land beansprucht. Es ist klar, dass der Auftrag, den die Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission ein-

gegeben hat, nicht Teil dieses Geschäfts ist, sondern nachträglich kommt. Er hat damit zu tun, dass es 

zum A1-Ausbau flankierende Massnahmen braucht. Man kann die Landerschliessung so machen, dass es 

weniger Wege braucht. So kann wiederum Land gewonnen werden. Man kann die Realersatzgeschichte 

so lösen, dass die Bauern wieder effizient bauern können. Das sind Zukunftsprojekte und ich bitte Sie 

alle, dann auch in die Richtung zu denken, zu der Sie sich heute geäussert haben. 

Daniel Urech (Grüne). Ich möchte kurz an den Moment erinnern, als wir den Auftrag zur Untertunne-

lung mit satter Mehrheit beschlossen hatten. Es herrschte Aufbruchsstimmung, es gab einen Runden 

Tisch und man wollte wirklich vorwärts machen, um zu retten, was noch zu retten ist. Jetzt - bei einem 

Projekt, bei dem man 1 Milliarde Franken investieren will - zieht man den Schwanz ein und will eine 

solche kleine Kompromisslösung nicht realisieren, sondern man macht einige Lärmschutzwände und 

einen Flüsterbelag. Rémy Wyssmann will nicht velofahren. Die Bauern schauen, ob man darauf pflügen 

kann oder nicht, nennen das eine ganzheitliche Betrachtung und kommen zu keiner Entscheidung. Am 

wenigstens verstehe ich die Grünliberalen, die offensichtlich ein Verständnis von Nachhaltigkeit haben, 

das ich nicht nachvollziehen kann. Wir müssen uns doch bewusst sein, dass wir mit unserer Zivilisation 

sehr stark in die Landschaft und in die Natur eingreifen. Dieses Bewusstsein ist gewachsen. Wir sagen 

auch bewusst nicht, dass die Autobahn wieder weg muss. Sie wird sogar um zwei Spuren ausgebaut. 

Wenn man für den Ausbau so viel Geld in die Hand nimmt, gehört es sich einfach - und hier ist das Wort 

«Generationenprojekt» wirklich das richtige und die Wichtigkeit des heutigen Beschlusses ist kaum zu 

überschätzen - dass man auch schaut, wie ein kleiner Teil des Schadens, der in der Landschaft entsteht, 

wieder gutgemacht werden kann. Es ist klar, dass das aufwändig ist. Aber diesen Aufwand müssen wir 

auch im Verhältnis zum angerichteten Schaden sehen. Hier muss ein gewisser Ausgleich zwischen dem 

Schaden und den Möglichkeiten zur Kompensation gemacht werden. Deshalb appelliere ich, dem An-

trag Heri zuzustimmen und einen Entscheid für die Zukunft zu treffen. 

Simon Esslinger (SP). Auch ich mache einen weiteren Versuch - auch aus Sicht des Schwarzbubenlandes - 

dazu beizutragen, dass zumindest die landwirtschaftlichen Vertreter und Vertreterinnen hier im Saal 
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dem Projekt zustimmen können. Die Landwirte und Landwirtinnen wissen alle, was gemäss Bundesver-

fassung ihre Aufgabe sind. Dort steht klar geschrieben: «Die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla-

gen und die Pflege der Kulturlandschaft». Das ist zentral. Es ist klar, dass es dort keine Fruchtfolgeflä-

chen geben wird. Aber die beiden anderen Aufgaben, die ich genannt habe, sind ebenfalls Teil der 

landwirtschaftlichen Aufgabenstellung, die geleistet werden müssen. Insofern mache auch ich einen 

Appell. Eine weitere Frage, die ich bereits in der ersten Lesung in der Umwelt-, Bau- und Wirtschafts-

kommission gestellt habe, ist, wann wir denn beginnen wollen. Wir können auch erst übermorgen be-

ginnen und die Diskussion wird wieder gleich verlaufen. Ich bin der Meinung, dass es den Startschuss 

heute braucht. Diese Verantwortung haben wir gegenüber den zukünftigen Generationen, die in die-

sem Land respektive im Mittelland leben möchten. 

Fabian Gloor (Die Mitte). Wir haben die Aufträge damals mit grossem Mehr verabschiedet und die Prü-

fungen haben stattgefunden. Vor der Prüfung hatte ich den Eindruck, dass die Untertunnelung und 

auch die Einhausung in Oensingen wirklich etwas bringen können. Leider zeigt die Analyse jetzt aber, 

dass der Nutzen null oder sehr marginal ist. Bei der Untertunnelung ist der Nutzen für die Landschaft 

sehr gering. Der Ort hat kein Potential für einen Erholungsraum. Es ist aber auch nicht so, dass einfach 

nichts passiert. Mit dem Ausführungsprojekt des A1-Ausbaus wird die Landschaft auf jeden Fall etwas 

gewinnen, weil immerhin ein Wildtierkorridor von 50 Metern enthalten ist. Ich möchte davor warnen, 

jetzt zu sagen, dass nichts aufgenommen wurde. Es wird in jedem Fall eine Verbesserung geben, auch in 

landschaftlicher Hinsicht. 

Thomas Studer (Die Mitte). Edgar Kupper hat das Planungsfenster genannt. Als wir den dringlichen 

Auftrag grossmehrheitlich überwiesen hatten, war klar, dass es länger dauern wird, wenn wir mehr 

machen wollen, als vorgesehen war. Mit dem Tunnel hat man in Kauf genommen, dass es länger dauern 

wird, weil man zum Teil nochmals mit der Planung beginnen muss. Es sind keine Argumente, wenn man 

sagt, dass man damit früher hätte kommen müssen oder dass es jetzt zu spät dafür sei. Wir haben nun 

zum letzten Mal die Möglichkeit, diesem Teilprojekt eine Chance zu geben. Geben Sie sich einen Ruck. 

Ich bin sicher, dass Sie von Ihren Leuten gefeiert werden. Ansonsten ist der Zug für Generationen wieder 

abgefahren. 

Benjamin von Däniken (Die Mitte). Wir haben nun viele Voten mit guten Argumenten für die eine oder 

die andere Seite gehört. Die Meinungen scheinen gemacht zu sein. Ich möchte es nicht unterlassen, 

auch meine Meinung noch kundzutun, was mich als Gäuer bewogen hat, den vorliegenden Antrag ein-

zureichen. Daniel Urech hat vorhin ausgeführt, dass eine Mehrheit des Kantonsrats und auch der vorbe-

ratenden Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission im Dezember 2020 zu Recht die Meinung vertreten 

hatte, dass wir es den Menschen, den Tieren und der Natur schuldig sind, Verbesserungen zu prüfen. 

Deshalb wurde der Auftrag mit 75 % der Stimmen erheblich erklärt. Wir haben es vor und auch nach 

der Pause gehört, dass man zu einem früheren Zeitpunkt bessere Lösungen hätte erarbeiten müssen, 

beispielsweise eine vollständige Tunnel- oder Einhausungslösung. Das wäre wohl das Beste gewesen. 

Die diesbezüglichen Diskussionen haben das Projekt aber in eine andere Richtung gelenkt. Das gilt es zu 

akzeptieren. Mit dem vorliegenden Geschäft liegen nun die erwähnten Verbesserungen inklusive einem 

Preisschild vor. Ich möchte allen Beteiligten für die umfangreiche Berichterstattung meinen Dank aus-

sprechen. Ich nehme es aber vorweg: Das Resultat der Abklärungen und der Antrag des Regierungsrats 

sind mehr als ernüchternd und lassen auch mich sehr konsterniert zurück. Als flankierende Massnahme 

wird letztlich nur die Variante 1.3a, die Verlängerung der Lärmschutzwand in Oensingen, beantragt. Ich 

bin seit meiner Geburt im schönen Gäu, in Kestenholz, wohnhaft und kenne deshalb die Autobahn be-

züglich der Lärmemissionen beziehungsweise -immissionen ziemlich gut. Ich kann Ihnen sagen, dass 

Kestenholz einen Dauerrausch hat. Das meine ich natürlich nur auf den Verkehr bezogen. Mir ist be-

wusst, dass auf dem Papier sämtliche Grenzwerte eingehalten werden. Ich zweifle diese Berichte in 

keinster Weise an. Aber wer im Gäu wohnt und den Lärm je nach Wind Tag und Nacht hört, spürt die-

sen Lärm sehr gut und ständig, obwohl auf dem Papier alle Grenzwerte eingehalten werden. Dass die 

Forderung nach einer Untertunnelung oder einer Einhausung und zusätzlichen Lärmschutzwänden ein 

finanzpolitisches Dilemma auslöst, ist mir bewusst. Aber springen wir für einmal über den finanzpoliti-

schen Schatten und machen etwas Gutes für eine Region, die bekanntlich für die Logisitik im ganzen 

Land wichtig ist. Das wird hier bei mehreren Geschäften immer wieder erwähnt. Eine Tunnel- oder Ein-

hausungslösung würde die Stauproblematik im Gäu - auch das haben wir heute bereits mehrere Male 

gehört - um weitere fünf Jahre verzögern. Das kann grundsätzlich nicht im Sinne des Gäus sein. Aus 

Gründen der Vernunft kann ich diese Tatsache zähneknirschend akzeptieren, obwohl damit eine Chance 

verpasst wird. Was ich aber nach wie vor nicht sehe, ist der Bau von lediglich einer zusätzlichen Mass-
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nahme. Aus diesem Grund soll mit der Variante 2c eine weitere Projektergänzung in die Verpflichtun-

gen aufgenommen werden, was zusätzliche Bruttokosten ausmacht. Die Variante 2c weist von den üb-

riggebliebenen Varianten das beste Kosten-Nutzen-Verhältnis auf. Es können wahrnehmbare Reduktio-

nen erreicht werden. Die positive Wirkung auf einen Teil des Gäus, auf den östlichen Teil der Gemeinde 

Niederbuchsiten, ist nicht zu unterschätzen, obwohl dieses Gebiet teilweise unbewohnt ist. Gleichzeitig 

ist es aber auch ein Naherholungsgebiet. Wie in meinem Antrag erwähnt, würde der Autobahnausbau 

mit der vom Regierungsrat beantragten Variante 1.3a bereits um ein bis zwei Jahre verzögert. Mit der 

zusätzlich beantragten Variante von mir ergeben sich keine weiteren terminlichen Auswirkungen. Zu 

guter Letzt ist es auch aus meiner Sicht zwingend notwendig, einen lärmdämmenden Belag einzubauen. 

Deshalb unterstütze ich auch den erwähnten Kommissionsauftrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschafts-

kommission vollumfänglich. Das Gäu hat es verdient, jetzt endlich vor weiteren Immissionen geschützt 

zu werden. Wir haben nun die Möglichkeit, die Verbesserungen als flankierende Massnahmen bei die-

sem grossen Generationenprojekt vorzunehmen. In diesem Sinne bedanke ich mich, wenn Sie meinem 

Antrag zustimmen. 

Josef Fluri (SVP). Den Prüfungsauftrag, den wir in Schönenwerd behandelt haben, habe ich damals auch 

unterschrieben. Aber warum unterschreibt man einen Prüfungsauftrag? Ich wollte wissen, was das Gan-

ze kostet. Deshalb ist es auch ein Prüfungsauftrag. Nun liegt das Resultat auf dem Tisch und das Kosten-

Nutzen-Verhältnis stimmt einfach nicht. Dem kann man nicht zustimmen. Johanna Bartholdi hat es an-

gedeutet: Ein 500 Meter langer Tunnel ist kein Generationenprojekt. Würden wir über einen Tunnel von 

einer Länge von drei oder vier Kilometern diskutieren, wäre es ein Generationenprojekt, das man ge-

nauer anschauen müsste. Dem Auftrag wurde zwar mit über 70 % zugestimmt, aber deshalb kann man 

jetzt nicht sagen, dass es nicht richtig ist, wenn man nichts mehr davon wissen will. Ein Prüfungsauftrag 

ist dazu da, etwas zu prüfen und damit hat es sich. 

Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Ich danke für diese gute Diskussion. Sie war 

lang, aber aus meiner Sicht sehr sachlich. Ich versuche, die einzelnen Voten zusammenzuführen und die 

eine oder andere Antwort zu geben. Es ist richtig, dass wir einen Prüfungsauftrag erhalten haben. Die-

sen hatte ich damals auch unterschrieben, und zwar aus voller Überzeugung. Als Baudirektorin bin ich 

froh, dass wir die Prüfung und die Abklärungen gemacht haben. Nun liegen die Fakten auf dem Tisch 

und wir wissen, was die einzelnen Massnahmen kosten und was sie der Landwirtschaft, der Ökologie 

und dem Lärm bringen. Hätten wir die Abklärungen nicht gemacht, würde ich wohl im Altersheim noch 

sagen, dass wir sie hätten machen sollen, denn man hätte es als verpasste Chance angeschaut. So bin ich 

froh, dass das nun auf dem Tisch ist. Aber auch bei mir gibt es eine gewisse Ernüchterung, was die ein-

zelnen Massnahmen bringen, allen voran der Tunnel. Einerseits können für die Landwirtschaft nicht 

Flächen im grossen Stil geschaffen werden, so wie das beim Witi-Tunnel der Fall war. Hier ist es nicht 

möglich, hochwertige Landwirtschaft zu betreiben. Aber auch bezüglich des Lärms, ist es ernüchternd. 

Benjamin von Däniken hat gesagt, dass man sich in einem Dauerrausch befindet, wenn man im Gäu 

wohnt. Das bin ich auch, nicht weil wir jeden Abend «gügelen», sondern weil die Autobahn, je nach 

Wind, rauscht. Es ist aber eine Tatsache - und das wäre wohl die grosse Enttäuschung - dass der Dauer-

rausch genau der gleiche wäre, auch wenn man den Tunnel und noch mehr Lärmschutzwände machen 

würde. Das wäre bei den meisten Gäuern und Gäuerinnen so. Der Tunnel hätte den grössten Nutzen, 

nämlich bis zu zehn Dezibel, im unbewohnten Raum und würde nur einige wenige Gebäude besser 

schützen. Der Planungswert, den wir erreichen würden, wäre fünf Dezibel tiefer als der Immissionswert. 

Das jetzige Projekt des ASTRA entspricht den Lärmvorschriften. Das ist der Immissionswert. Bei 

67 Liegenschaften schaffen wir das nicht. Für diese gibt es Erleichterungen mit besseren Fenstern. Wir 

haben zusätzliche Massnahmen geprüft. Die Lärmschutzwand in Oensingen, die der Regierungsrat vor-

schlägt, wurde am Runden Tisch nicht erwähnt. Sie wurde zusätzlich geprüft und damit bringen wir 

wirklich eine sehr viel bessere Wirkung zustande. Dort können wir bis zu 100 Gebäude viel besser schüt-

zen und wir können auch das Schulhaus deutlich besser schützen. Deshalb beantragt Ihnen der Regie-

rungsrat diese Lärmschutzwand. Ich möchte noch auf einige Punkte eingehen, die erwähnt wurden. Es 

wurde gesagt, dass im Jahr 2013 zu wenig gemacht wurde und man keinen Mut hatte. Damals wurde 

von Kosten von 500 Millionen Franken gesprochen. Dannzumal sah das Gesetz vor, dass wir 70 % davon 

hätten übernehmen müssen. Das wären also 350 Millionen Franken gewesen und man war der Mei-

nung, dass das Kosten-Nutzen-Verhältnis nicht gegeben ist. Deshalb hatte man davon abgesehen. Es 

wurde auch gefragt, ob der Regierungsrat oder das Departement bei den Verhandlungen mit dem 

ASTRA genügend wadenbissig waren. Ich kann Ihnen sagen, dass alles, was wir jetzt machen, über das 

Obligatorium hinausgeht. Das ASTRA könnte sich weigern und sagen, dass es keinen Franken bezahlt. 

Wir haben nun aber die Zusage der 60 %. So gesehen denke ich, dass man gut verhandelt hat. In der 
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Botschaft ist zudem der lärmdämmende Belag erwähnt, den auch der Regierungsrat unbedingt will. Wir 

sind überzeugt, dass dieser etwas bringen wird, und zwar auf der ganzen Strecke. Wir werden uns dafür 

einsetzen und ich bin froh, wenn der Auftrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission kommen 

wird, denn dieser wird mir als Baudirektorin bei den Verhandlungen nochmals den Rücken stärken. Das 

bringt wirklich etwas. Wir konnten auch anbringen, dass die Fläche, die verbraucht wird, kompensiert 

wird. Das war für das ASTRA nicht gegeben, aber wir konnten erfolgreich verhandeln. Ich muss anspre-

chen, was Philipp Heri gesagt hat. Wenn man die Betriebs- und Unterhaltskosten sowie die Mehrwert-

steuer ausblendet, so ist das nicht gesetzeskonform. Diese sind im Gesetz enthalten und wir sind ver-

pflichtet, diese in der Botschaft auszuweisen und das richtige Preisschild zu nennen. Im Fall des Tunnels 

sind das 60 Millionen Franken. Für jede enthaltene Massnahme übernehmen wir 40 % der Kosten und 

so ist das auch ausgewiesen. Es wurde immer wieder gesagt, dass wir falsche Zahlen gebraucht haben, 

was die Kosten anbelangt. Wir haben die Zahlen im Vorfeld plausibilisieren lassen. Der entsprechende 

Bericht ist im Internet aufgeschaltet und ich kann Ihnen versichern, dass wir die Zahlen genommen ha-

ben, die im Bericht enthalten sind. Auch die Solarpanels sind in der Botschaft erwähnt. Wir können auch 

diese nicht in den Beschluss aufnehmen. Es ist aber ganz im Sinne des Regierungsrats, dass die Lärm-

schutzwände mit Solarpanels bestückt werden. Bei gleicher Wirkung können wir uns auch Holzkon-

struktionen vorstellen. Wir haben auch gesagt, dass wir die Idee des Departements für Umwelt, Verkehr, 

Energie und Kommunikation (UVEK) begrüssen, indem geprüft wird, ob ein Teil mit Solarflächen über-

deckt werden kann. Wir sind hier also ganz auf der Linie von Fabian Gloor und werden das weiterhin 

einbringen. Angesprochen wurde auch die Fläche, die 1,5 Hektaren, von der wir sagen, dass der Verlust 

nur 0,4 Hektaren beträgt. Das ist ein Zahlenspiel, das ich gerne ausführe. In der Botschaft sind wir im 

technischen Bereich von der Wildtierüberführung ausgegangen. Diese würde 2,8 Hektaren brauchen. 

Die Untertunnelung hätte einen Flächenbedarf von 3,9 Hektaren. Von dieser Fläche können nun 

1,5 Hektaren abgezogen werden, denn diese Fläche würde man auf der Oberfläche als landwirtschaftli-

che Fläche wieder gewinnen. Das ergibt einen Saldo von 2,4 Hektaren und eine Differenz von 

0,4 Hektaren zu den benötigten 2,8 Hektaren für die Wildtierüberführung. Diese Differenz haben wir 

ausgewiesen, weil wir auf der Stufe eines Vorprojekts mit einer Genauigkeit von +/- 20 % sind. Die Dif-

ferenz von 1,5 Hektaren, die Edgar Kupper genannt hat, ist richtig. Diese kommt aufgrund des Dün-

nern-Projekts zustande. Damit man im Zuge des A1-Ausbaus die Dünnern überhaupt ausbauen und eine 

Böschung machen kann, muss diese nationalstrassenseitig ein wenig nach hinten verschoben werden. 

Das soll zusammen mit der A1 realisiert werden und ergibt schliesslich diese Flächendifferenz. Bei der 

Untertunnelung würden wir gegenüber der Wildtierüberführung also eine positive Flächenbilanz von 

1,5 Hektaren erhalten. Das würden wir beim Ausbau der Dünnern aber wieder verlieren. Wir stellen das 

also nicht in Abrede, haben es aber anders dargestellt, als es Edgar Kupper in der Umwelt-, Bau- und 

Wirtschaftskommission erwähnt hat. Noch ein Wort zum Witi-Tunnel: Dieser wurde auf der grünen 

Wiese erstellt, was ein grosser Vorteil war. Zudem gab es Flora und Fauna von nationaler Bedeutung. 

Das haben wir im Gäu nicht, aber das ist für mich kein Argument. Das Argument ist die grüne Wiese. 

Zudem findet der Ausbau der A1 unter laufendem Betrieb statt, was eine ganz andere Voraussetzung 

ist. Eine andere Voraussetzung ist auch, dass der Witi-Tunnel vier Spuren hat. Der A1-Tunnel hätte letzt-

lich acht Spuren, sechs Fahrspuren und zwei Sicherheitsspuren. Deshalb kann man das nicht eins zu eins 

vergleichen. Noch ein Wort zur Verzögerung: Wir haben immer kommuniziert, dass die Lärmschutz-

wände keine Verzögerung zur Folge haben. Die Verzögerung kommt dadurch zustande, weil es einer-

seits wieder ein generelles Projekt braucht, dem der Kantonsrat zustimmen muss und es braucht ande-

rerseits ein Auflageprojekt. Ob das Einspracherisiko hoch sein wird oder nicht, sei dahingestellt. Weiter 

würde sich eine Verzögerung ergeben, weil der Tunnel unter laufendem Betrieb gebaut werden müsste. 

Es ist klar, dass das mehr Zeit brauchen würde. Das ASTRA hat keinerlei Interesse an Verzögerungen. Es 

würde lieber heute als morgen beginnen und hat aufgrund unserer jetzigen Diskussion beschlossen, 

dass mit dem Ausbau der A1 nicht im Gäu, sondern in Luterbach begonnen wird. Das ist einerseits gut, 

weil man jetzt beginnen kann. Andererseits macht es mir als Baudirektorin Sorgen, weil deshalb geplan-

te kantonale Projekte nochmals geprüft werden müssen, um einen Verkehrskollaps zu verhindern. Zur 

ASTRA-Bridge kann ich sagen, dass ich am Anfang sehr euphorisch war, bis ich gemerkt habe, dass mei-

ne Fahrt nach Solothurn nicht mehr 20 Minuten, sondern 45 Minuten dauert. Daraufhin habe ich dem 

ASTRA gesagt, dass die Brücke weg muss. Jetzt ist die Situation wieder besser. Wie gesagt macht mir die 

Tatsache, dass das ASTRA das Projekt nun am anderen Ende beginnt, Kopfzerbrechen bezüglich unserer 

eigenen Projekte. Das werden wir anschauen. Ich denke, dass ich jetzt alles gesagt habe und hoffe, dass 

ich alle Fragen beantworten konnte. Der Regierungsrat hält an seiner Vorlage fest, mit der nur die 

Lärmschutzwand in Oensingen beantragt wird. Das machen wir nicht, um eine Volksabstimmung umge-

hen zu können und um möglichst schlank durchzukommen, sondern weil wir wirklich davon überzeugt 

sind, dass die Lärmschutzwand das beste Kosten-Nutzen-Verhältnis hat. Deshalb möchte ich Sie bitten, 
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der Vorlage zuzustimmen. Ich möchte auch David Gerke bitten, der Vorlage zuzustimmen. Sie wird wohl 

angenommen werden, aber es wäre wirklich schade, wenn man gar nichts hätte, nicht einmal die Lärm-

schutzwand in Oensingen. Nichts zu haben, ist sicher auch keine Option. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Sie sind auf das Geschäft eingetreten und wir kommen zur Detailbera-

tung. Zur Ziffer 1. liegen verschiedene Anträge vor. Ich mache den Hinweis, dass die Wahl des Antrags 

Auswirkungen hat, ob die Vorlage dem obligatorischen oder dem fakultativen Referendum zu unter-

stellen ist, und zwar abhängig davon, ob die Nettoausgaben über oder unter der Schwelle von 

5 Millionen Franken liegen. Wir kommen nun zur Bereinigung von Ziffer 1. und stimmen über die ein-

zelnen Anträge ab. In einem ersten Schritt werden wir den Antrag der Fraktion SP/Junge SP demjenigen 

von Benjamin von Däniken gegenüberstellen. Den obsiegenden Antrag werden wir anschliessen dem 

Antrag im Beschlussesentwurf gegenüberstellen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress Angenommen 

Karin Kälin (SP). Die Fraktion SP/Junge SP ist der Meinung, dass diese zwei Anträge einander nicht ge-

genübergestellt werden können, weil man theoretisch beiden zustimmen könnte. Wir beantragen, dass 

über die Anträge einzeln abgestimmt wird.  

Daniel Urech (Grüne). Ich unterstütze das, denn die zwei Anträge schliessen sich nicht aus. Entsprechend 

müssen wir separate Abstimmungen durchführen.  

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. So stimmen wir darüber ab, dass beide Anträge in die Beschlussesziffer 

aufgenommen werden. Gibt es Einwände gegen dieses Verfahren? 

Matthias Borner (SVP). Dafür müsste jemand einen Antrag stellen.  

Markus Spielmann (FDP). Ich verstehe es so, dass es zur gleichen Beschlussesziffer zwei Änderungsanträ-

ge gibt. Diese sind einander gegenüberzustellen und schliessen sich entsprechend aus. Ansonsten hätte 

man den Antrag stellen müssen, dass eine zusätzliche Ziffer aufzunehmen ist. Im Weiteren sind Anträge 

schriftlich einzureichen. Ich finde es schwierig, wenn wir nun damit beginnen, über mündlich einge-

reichte Anträge abzustimmen.  

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Unsere Abklärungen haben ergeben, dass man solche Anträge einander 

normalerweise gegenüberstellt. Diese zwei schliessen sich aber nicht gegenseitig aus, weil es nicht um 

das genau gleiche Thema geht. So könnte man beiden Anträgen zustimmen und beides umsetzen oder 

man könnte beides ablehnen. Deshalb müsste man eine neue Beschlussesziffer einfügen, mit der gesagt 

wird, dass beides möglich ist und es nicht nur ein Entweder-Oder gibt. Diesen Antrag müsste jemand 

stellen. 

Karin Kälin (SP). Demzufolge stelle ich im Namen der Fraktion SP/Junge SP den Antrag, dass eine neue 

Beschlussesziffer aufgenommen wird. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Somit gibt es eine neue Beschlussesziffer 1, die beide Anträge umfasst.  

Markus Spielmann (FDP). Ich denke, dass es formell so richtig ist. Der Antrag wurde gestellt. Inhaltlich 

möchte ich unseren Fraktionssprecher noch kurz ergänzen. Wir lehnen beide Anträge ab. Den Antrag 

der Fraktion SP/Junge SP lehnen wir mit einer Enthaltung ab. 

Daniel Urech (Grüne). Ich stelle den Ordnungsantrag, dass wir die Abstimmung erst nächste Woche vor-

nehmen. Auch die Kombination löst das Problem nicht vollständig. Vom Regierungsrat wird der Haupt-

gang vorgeschlagen. Benjamin von Däniken möchte zusätzlich einen Salat und Philipp Heri möchte zu-

sätzlich ein Dessert. Diese beiden Anträge schliessen sich gegenseitig nicht aus und daher muss man 

über beide separat abstimmen können. Es muss kein Kombinationsantrag dafür kreiert werden. Wenn 

man das nach Ansicht der Ratspräsidentin jetzt machen kann, ist wohl klar, was gemeint ist, nämlich 

dass, abhängig von den Entscheidungen, jeweils ein neuer Totalbetrag des Kredits entsteht. Sollten 
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noch Unsicherheiten bestehen, schlage ich vor, dass die Abstimmung verschoben wird. Ich stelle den 

Ordnungsantrag, dass man separat über die beiden Anträge stimmt, denn sie schliessen sich nicht aus. Es 

wäre eine «false choice», die man dem Parlament vorlegen würde, wenn man die Anträge einander 

gegenüberstellen würde. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Gemäss Geschäftsreglement muss über Ordnungsanträge vor den inhalt-

lichen Anträgen abgestimmt werden. Das machen wir jetzt. 

  

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 19] 

 

Für Verschieben der Abstimmung 42 Stimmen 

Dagegen 51 Stimmen 

Enthaltungen 2 Stimmen 

WG 0095/2022 

Wahl des Obergerichtspräsidenten und der Obergerichtsv izepräsidentin für den Rest der 

Amtsperiode 2021-2025 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Da wir die Abstimmungsanlage neu programmieren müssen, kann ich 

Ihnen in der Zwischenzeit das Resultat der Wahlen bekanntgeben. 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 96 

Eingegangene Stimmzettel: 94 

Leer: 1 

Absolutes Mehr: 48 

 

Gewählt wird mit 92 Stimmen: Thomas Flückiger als Obergerichtspräsident 

Gewählt wird mit 89 Stimmen: Karin Scherrer Reber als Obergerichtsvizepräsidentin. 

WG 0094/2022 

Wahl eines ordentlichen Mitglieds und eines Ersatzmitglieds der Gerichtsverwaltungskom-

mission für den Rest der Amtsperiode 2021-2025 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 96 

Eingegangene Stimmzettel: 94 

Leer: 1 

Absolutes Mehr: 48 

 

Gewählt wird mit 89 Stimmen: Barbara Hunkeler als ordentliches Mitglied 

Gewählt wird mit 91 Stimmen: Georgia Marcionelli Gysin als Ersatzmitglied 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Ich gratuliere den vier Personen zur Wahl (Beifall im Saal). 
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SGB 0064/2022 

Projektergänzungen beim A1-Ausbau im Gäu; Bewilligung eines  Verpflichtungskredits  

(Weiterberatung, siehe «Verhandlungen» 2022, S. 555) 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Jetzt stimmen wir über den neuen Antrag von Karin Kälin der Fraktion 

SP/Junge SP ab. Wir stellen die beiden Anträge einander gegenüber, nur die Tunnelvariante oder dass 

beide möglich wären. 

Daniel Urech (Grüne). Ich stelle trotzdem den Ordnungsantrag, dass man separat abstimmt, so dass man 

nur dem einen oder dem anderen Antrag zustimmen kann. Das ist mit dem jetzt vorgesehenen Abstim-

mungsprozedere nicht möglich. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Somit liegt ein neuer Ordnungsantrag vor, über den wir zuerst abstim-

men müssen.  

  

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 20] 

 

Für den Ordnungsantrag Urech 74 Stimmen 

Dagegen 19 Stimmen 

Enthaltungen 1 Stimme 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Der Antrag wurde angenommen, so dass Sie separat über die Anträge 

abstimmen können. Wir stimmen nun zuerst über den Antrag der Fraktion SP/Junge SP ab. 

 

Antrag Fraktion SP/Junge SP zu Punkt 11 Beschlussesentwurf, Abs. 1: 

Für die Realisierung der «Projektergänzungen beim A1-Ausbau im Gäu» wird ein Verpflichtungskredit 

von brutto 159'400'000 Franken (inkl. MWST) bewilligt (Basis Schweizerischer Baupreisindex, Teilindex 

Tiefbau, Stand 1. April 2018). Davon in Abzug kommt ein voraussichtlicher Bundesbeitrag in der Höhe 

von voraussichtlich 95'640'000 Franken. Der Betrag basiert auf einem Vorprojekt und weist eine Genau-

igkeit von +/- 20 % auf. 

  

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 21] 

 

Für den Antrag Fraktion SP/Junge SP 37 Stimmen 

Dagegen 50 Stimmen 

Enthaltungen 8 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Sie haben den Antrag abgelehnt und damit ist der Antrag für den Tun-

nel vom Tisch. Wir kommen jetzt zum Antrag von Benjamin von Däniken. 

 

Antrag Benjamin von Däniken: 

Ziffer 1 soll lauten: 

Für die Realisierung der «Projektergänzungen beim A1-Ausbau im Gäu» wird ein Verpflichtungskredit 

von brutto 21'500’000 Franken (inkl. MWST) bewilligt (Basis Schweizerischer Baupreisindex, Teilindex 

Tiefbau, Stand 1. April 2018). Davon in Abzug kommt ein voraussichtlicher Bundesbeitrag in der Höhe 

von voraussichtlich 12'900’000 Franken. Der Betrag basiert auf einem Vorprojekt und weist eine Genau-

igkeit von +/- 20 % auf. 

  

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 22] 

 

Für den Antrag von Däniken 41 Stimmen 

Dagegen 52 Stimmen 

Enthaltungen 2 Stimmen 

 

Titel und Ingress, Ziffern 2., 3. und 4. Angenommen 
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Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Auch dieser Antrag wurde abgelehnt, so dass wir zur Schlussabstim-

mung über den Beschlussesentwurf des Regierungsrats schreiten können. Er unterliegt jetzt nicht dem 

Referendum. 

  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 23] 

 

Für Annahme des Beschlussesentwurf 78 Stimmen 

Dagegen 5 Stimmen 

Enthaltungen 12 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Damit sind wir mit den Geschäften durch. Es gibt nun noch den dringli-

chen Auftrag der SVP-Fraktion. Rémy Wyssmann wird die Dringlichkeit begründen. 

AD 0102/2022 

Auftrag Fraktion SVP: Verwaltungsrat Ausgleichskasse und IV-Stelle neu besetzen - Führung 

sofort herstellen 

(Wortlaut des dringlichen Auftrags vom 29. Juni 2022 siehe «Verhandlungen» 2022, S. 620) 

Begründung der Dringlichkeit 

Rémy Wyssmann (SVP). Warum ist der Auftrag dringend? Erstens weil die Bewohner und Bewohnerin-

nen in den Pflegeheimen in unserem Kanton teilweise seit Monaten auf die Ergänzungsleistungen war-

ten, auf die sie einen gesetzlichen Anspruch haben. Ihre Angehörigen müssen Tausende von Franken 

vorschiessen, damit diese Personen in den Pflegeheimen bleiben können. Ein weiteres Beispiel sind 

Zahnarztrechnungen, die monatelang liegen bleiben und nicht bezahlt werden, obwohl die Ergän-

zungsleistungsberechtigten einen Anspruch haben. Die Ausgleichskasse empfiehlt diesen Personen, 

beim Zahnarzt einen Mahnstopp zu verlangen. Das kann es wohl nicht sein. Wir wissen alle, dass die 

Zahnärzte Inkassobüros beauftragen, die knallhart vorgehen, wenn man nicht bezahlt. Schliesslich kann 

es auch nicht sein, dass die Sozialregionen und die Sozialämter Vorschüsse auf Kosten der Steuerzahler 

leisten müssen. Der Präsident der Sozialregion Oberer Leberberg, Richard Aschberger, hat bereits im 

letzten Jahr massiv interveniert. Das hat er diesen Frühling nochmals getan, aber leider gab es keine 

Besserung. Das alleine ist schon ein Grund für die Dringlichkeit. Im Übrigen haben wir den Eindruck, 

dass der Verwaltungsrat der Ausgleichskasse des Kantons Solothurn auf einem anderen Planeten lebt, 

obwohl er in seinen Leitlinien schreibt, dass man Ansprüche zeitgerecht erledigt (Die Präsidentin weist 

den Sprecher darauf hin, dass er zur Dringlichkeit reden soll). Wir müssen jetzt handeln und den Miss-

stand sofort beheben. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir werden nächste Woche über die Dringlichkeit abstimmen. Jetzt 

wünsche ich Ihnen einen guten Mittag und denjenigen, die anschliessend Kommissionssitzungen haben, 

gute Sitzungen. Wir sehen uns nächste Woche in neuer Frische. 

 

Schluss der Sitzung um 12:25 Uhr 

 

 


